
0. Einleitung. Obgleich die Revolution von
1918/19 mittlerweile zu einem „der bester-
forschten Abschnitte der neueren deutschen
Geschichte“1 zählt, gibt es nach wie vor Mei-
nungsunterschiede bei ihrer Bewertung. Wenn
auch die großen Grabenkämpfe zwischen eher
sozialdemokratischen, kommunistischen2 und

konservativen Historikern ihren Zenit mittlerweile schon eine ganze
Weile überschritten haben und es alles in allem eher ruhig um die
Revolutionsforschung geworden ist, ist ein letztgültiges Urteil über
die zweite deutsche Revolution noch immer nicht gefällt worden:
Sollte man die Novemberrevolution als erfolgreich bezeichnen, da in
ihrem Verlauf nicht nur die Monarchie gestürzt, sondern auch wich-
tige Errungenschaften wie etwa die Einführung des Acht-Stunden-
Tages durchgesetzt wurden? Oder handelte es sich lediglich um eine
halbe Revolution, die unterwegs stecken geblieben ist und die be-
reits den Weg für die nationalsozialistische Herrschaft ebnete?3

All das sind Fragen, die insbesondere während der 1960er und
70er Jahre bei der Hinwendung der Geschichtswissenschaft zur his-
torischen Sozialwissenschaft und der Erforschung der Arbeiterbe-
wegung4 ausführlich behandelt worden sind und die im Rahmen die-
ser kleineren Arbeit naturgemäß keine abschließende Beantwortung
finden können und sollen.5 Doch gibt es auch auf diesem gut ab-
steckten Forschungsfeld noch Lücken, zumal, wenn es um die Erfor-
schung der Revolution und der mit ihr einhergehenden Gründung
von Arbeiter- und Soldatenräten in den eher provinziellen Regionen
des Reiches geht. Ein Beispiel dafür ist Flensburg, das zwar an der
Peripherie gelegen, aber im Jahre 1918 noch nicht unmittelbare
Grenzstadt war. 

Denn obwohl es in Flensburg bereits seit dem 5. November 1918
einen Soldatenrat und seit dem 7. November einen vereinigten Ar-
beiter- und Soldatenrat (ASR) gab, der es bereits zwei Tage, bevor
die Revolution in der Reichshauptstadt Berlin erfolgreich war, ge-
schafft hatte, sowohl die militärische als auch die administrative Ge-
walt zu übernehmen und obwohl Flensburg zu einer der ersten Ge-
genden im Deutschen Reich überhaupt gehörte, in denen der Acht-
Stunden-Tag eingeführt wurde, gibt es bis heute kaum wissenschaft-
liche Veröffentlichungen zu diesem Thema. Noch heute scheint es,
als stünden die Ereignisse im übrigen Schleswig-Holstein im Schat-
ten der für die deutsche Geschichte bedeutenderen Vorgänge in Kiel. 

Das mag für Flensburg an der eher bescheidenen Quellenlage
liegen, doch fällt auf, dass dennoch bei keiner der bisherigen Veröf-
fentlichungen, die sich entweder konkret oder im Rahmen ihrer Aus-
einandersetzung mit der Novemberrevolution und dem ASR in
Flensburg beschäftigten, jemals alles verfügbare Quellenmaterial
verwendet worden ist. 

Ziel dieser Darstellung soll sein, nach einer Analyse der demo-
grafischen und politischen Lage in Flensburg im November 1918 an-
hand von Bevölkerungsstatistiken und Wahlergebnissen eine chro-

1 Rürup, S. 6.
2 Gemeint sind hier insbesondere 
DDR-Historiker, vgl. ebd. S. 5ff.
3 Vgl. Kluge, S. 11-13, besonders die
sozialwissenschaftliche Definition des
Begriffes Revolution.
4 Vgl. Rürup, S. 17.
5 Vgl. ebd., S. 10ff und Kluge, S. 14-39.
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nologische Ereignisgeschichte zu schreiben, die erstmalig alle fass-
baren Quellen verarbeitet. Der Fokus wird dabei auf den Ereignissen
im November liegen, da für diese Phase das Quellenmaterial am er-
giebigsten ist. Neben den Zeitungsmeldungen der großen Flensbur-
ger Zeitungen, also der sozialdemokratischen Flensburger Volkszei-
tung (FVZ), der eher liberalen Flensburger Norddeutschen Zeitung
(FNZ) und der nationalkonservativen Flensburger Nachrichten (FN)
und den Verwaltungsakten aus dieser Zeit, die auch die offiziellen
Tagebucheintragungen des damaligen Flensburger Oberbürgermei-
sters Dr. Todsen enthalten, stehen die Tagebücher des Feldwebels
Bues, der vom 6. November bis zum 23. Dezember 1918 Mitglied
des Soldatenrates war, und die Reflexionen der Flensburger Sozial-
demokraten Peter Michelsen und Hugo Hellwig, die zwar erst etwa
1930 allerdings unter Verwendung der inzwischen verloren gegan-
genen Protokolle und des Schriftverkehrs sowohl des ASR als auch
der Flensburger SPD entstanden sind, im Mittelpunkt. Die beiden
letzten zwar subjektiven, aber trotz aller Einschränkungen sehr aus-
sagekräftigen Quellen versetzen uns in die Lage, für den November

Peter Michelsen, geb. 1866, gelernter
Schuhmacher, zusammen mit Hugo Hell-
wig Co-Autor von „Die November-Vorgänge
in Flensburg 1918“, 1912-24 sozialdemo-
kratischer Stadtverordneter von Flensburg,
1918 kurzzeitig Beigeordneter des Land-
rats, von 1919-1921 sozialdemokrati-
sches Mitglied der Nationalversammlung
und des Reichstags. Zusammen mit Walde-
mar Sörensen einflussreichstes Mitglied
der Flensburger SPD in den Zeiten der Re-
volution. Aus: StA Flensburg IV D 172.
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ein relativ umfassendes Bild der Revolution in Flensburg nachzeich-
nen zu können. 

In einem zweiten Abschnitt werden zwei der vom Flensburger
ASR publizierten Flugblätter, insbesondere „Was wir wollen!“ vom
9. November 1918, analysiert und die in diesen vertretenen Positio-
nen mit der Verwaltungsrealität kontrastiert werden. Zudem wird
analysiert werden, welche Ideen und Forderungen aus dem Erfurter
Programm der SPD von 1891 in diesen Flugblättern greifbar wer-
den. Der letzte Abschnitt befasst sich mit einem eher neueren For-
schungsansatz, nämlich der Erinnerungskultur. Wie gingen die
Flensburger erstens in der Weimarer Republik, aber dann auch an
Jahrestagen mit ihrer Revolution um?

Aus der Sekundärliteratur sollen neben der einzigen wissen-
schaftlichen Publikation, die sich ausschließlich mit den November-
ereignissen beschäftigt und die der Flensburger Studienassessor
Dieter Pust bereits 1972 verfaßte6 , noch der Artikel Horst Wind-
manns aus dem Sammelband „125 Jahre SPD in Flensburg“ hervor-
gehoben werden. 

Für die eher allgemeinen Betrachtungen fanden insbesondere der
zum 75-jährigen Jubiläum der Revolution im Rahmen des Ge-
sprächskreises Geschichte der Friedrich-Ebert-Stiftung in Bonn ge-
haltene Vortrag Reinhard Rürups und die Betrachtungen Ulrich Klu-
ges Verwendung.

Zusätzlich noch, allein schon aus geografischen Gründen, aber
natürlich auch, da die Thesen des Kieler Historikers Karl-Dietrich
Erdmann lange Zeit eine hohe Geltung innerhalb der Revolutions-
forschung hatten, wird diese Arbeit versuchen, kritisch zu beleuch-
ten, ob es für Flensburg zu irgendeinem Zeitpunkt die Wahl zwi-
schen Rätestaat oder parlamentarischer Demokratie gab.

Trotz aller Bemühungen erhebt diese Arbeit selbst für die Flens-
burger Ereignisse weder Anspruch auf Vollständigkeit noch darauf,
einen Schlusspunkt für die historische Forschung in diesem Bereich
zu setzen.

1. Quellenlage: Die zwei erzählenden Quellen. Auch wenn die Quellenlage
für das Jahr 1918 besser sein könnte, als sie es am heutigen Tage tat-
sächlich ist, haben wir für die Novemberrevolution und die Grün-
dung des ASR in Flensburg zwei Quellen von enormen Aussage-
wert, da diese zeitgleich bzw. in relativer Zeitnähe zu den Ereignis-
sen von direkt involvierten Personen verfasst worden sind.

Zum einen verfügen wir über den etwa um das Jahr 1930 verfass-
ten Bericht „Die November-Vorgänge 1918 in Flensburg“7, den der
langjährige Stadtverordnete und Abgeordnete der Nationalversamm-
lung, Peter Michelsen, zusammen mit Hugo Hellwig, der während
des Bestehens des ASR Vertreter der Genesungskompanie und auch
später für die Flensburger SPD in verschiedenen Ausschüssen tätig
war, schrieb. Zwar liegen zwischen den tatsächlichen Ereignissen
und der Niederschrift der Erinnerungen mehr als zehn Jahre, doch
gibt es gute Gründe, die für die Akkuratesse der Aufzeichnung spre-

6 Die für diese Arbeit relevante Fassung
entstammt dem Sammelband „Flensburg
in Geschichte und Gegenwart“, eine
gekürzte Neufassung findet man auch in:
Die Heimat 76 (1969), S. 273ff.
7 StA XII Hs 2119, im Folgenden: Hell-
wig/Michelsen.
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chen. Zum einen wären da die Grundlagen zu nennen, auf denen der
Text verfasst worden ist. Neben dem persönlichen und hautnahen
Erleben der Novemberrevolution und des ASR standen den beiden
Sozialdemokraten, wie bereits in der Einleitung kurz erwähnt, so-
wohl die Protokolle des ASR als auch die der Flensburger SPD zur
Verfügung. Zudem konnten sie noch den Schriftverkehr des ASR
auswerten; Originaldokumente, die uns heute nicht mehr zur Verfü-
gung stehen. Doch gibt es außer der breiten Quellenbasis und der In-
volviertheit noch einen weiteren Aspekt, der für dieses Dokument
spricht. Kurz nach der Niederschrift wurde der Bericht nämlich dem
Flensburger Oberbürgermeister Dr. Hermann Bendix Todsen zur
Überprüfung auf dessen Richtigkeit vorgelegt.8 Dessen maschinen-
schriftliche Antwort liegt vor und fällt bis auf Kleinigkeiten rundum
positiv aus.9 Da Dr. Todsen weder Freund noch Befürworter der re-
volutionären Bewegung war, ist sein positives Urteil quasi der „Rit-
terschlag“ für dieses Dokument.

Ein zweites Dokument, dessen Anspruch auf Objektivität schon
durch die Quellensorte in Frage gestellt ist, sind die Tagebuchauf-
zeichnungen des Flensburger Feldwebels Bues.10 Dieser war, wie
seinen Aufzeichnungen zu entnehmen ist, seit 1911 Angehöriger der
Infanterie und kehrte im Herbst 1918 nach langem Fronteinsatz nach
Flensburg zurück. Obgleich von höchster Detailtreue und unmittel-
barer Einsicht in die Vorgänge unter den Infanteristen und die Tätig-
keiten des ASR getragen, ist diesen Aufzeichnungen nur mit äußers-
ter Vorsicht zu trauen, denn Bues, obgleich selber gewählter Solda-
tenrat, stand der Revolution im Ganzen eher ablehnend gegenüber
und geriert sich in seinem Tagebuch als kaisertreuer Patriot, dem
„der Kaiser nichts getan [hatte, da dieser selbst] ein Opfer des Sy-
stems geworden“ sei.11 Wie es bei persönlichen Tagebüchern, die ei-
ner der subjektivsten Quellensorten angehören, üblich ist, lässt Bues
den Berichten über die politischen Tagesgeschehnisse unmittelbar
persönliche Wertungen folgen, die, wenn man seine Aussagen mit
anderen Dokumenten vergleicht, im schlimmsten Fall stark verzer-
rend wirken (vgl. 3.1.1.). Trotzdem aber sind seine Aufzeichnungen,
die vom 15. November bis zum Silvestertag 1918 reichen, ein Doku-
ment, um das man bei einer Darstellung der Flensburger Ereignisse
nicht herumkommt und dessen Angemessenheit in vielen Fällen
auch durch andere Quellen bestätigt wird.

2. Die politische und demografische Lage in Flensburg bis zum Vorabend der Re-
volution. im Jahre 1915 hatte Flensburg 68 636 Einwohner. Für das
Jahr 1920 ist ein leichter Rückgang auf nur noch 65 018 zu verzeich-
nen.12 Zieht man aber in Betracht, dass etwa 2000 Flensburger als
Soldaten im Ersten Weltkrieg gefallen waren, bleibt die Zahl relativ
konstant.13 Es handelt sich also um die größte Stadt Südschleswigs,
die aber im Vergleich zu den größeren Städten Schleswig-Holsteins
wie etwa Kiel mit etwa 200 000 und Altona mit etwa 150000 Ein-
wohnern im Jahre 1917 weit zurückfällt.

8 Nachdem Dr. Todsen bereits von 1893
bis 1898 zweiter Bürgermeister Flens-
burgs gewesen war, war er von 1898 bis
zum Jahr 1930 für die fast unglaubliche
Zeitspanne von 32 Jahren Erster Bürger-
meister Flensburgs. Für einen kurzen
Überblick über sein Leben, vgl. Otto
Schütt: Oberbürgermeister Dr. Todsen zum
Gedächtnis; in: Zeitschrift der Gesellschaft
für Schleswig-Holsteinische Geschichte 73
(1949), S. XXXI-XXXIII.
9 Vgl. Hellwig/Michelsen.
10 StA XII Hs 3153, im Folgenden: Bues.
11 Vgl. Bues.
12 Flensburg in Geschichte und Gegen-
wart, S. 414.
13 Ebd. S.407.
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Betrachtet man die Wahlergebnisse zum Reichstag von 1912, er-
kennt man, dass die Bevölkerung Flensburgs sich im Wesentlichen
aus zwei größeren, mehr oder weniger zusammengehörigen politi-
schen Gruppen zusammensetzt. 

Zwar wurden die Sozialdemokraten, wie es dem reichsweiten
Trend entsprach, auch in Flensburg-Stadt mit 5 765 Stimmen stärks-
te Partei, doch fällt auf, dass insbesondere die Fortschrittliche Volks-
partei mit 3544 Stimmen weit über den reichsweit erreichten 12,2
Prozent lag. Zusammen mit den von den Nationalliberalen erreich-
ten 1358 Stimmen, waren die Ergebnisse für den liberalen Flügel
des politischen Spektrums sogar außergewöhnlich gut und fast
gleichauf mit dem der Arbeiterpartei.14 Für diesen Wahlerfolg ist die
kaufmännisch-bürgerliche Schicht Flensburgs verantwortlich, der
die Stadt nach der zu Beginn des 20. Jahrhunderts doch erheblich
abflauenden Bedeutung als Handelsstadt immer noch eine Heimat
bot. Die Arbeiterschaft, die vor allem in den Werften beschäftigt
war, wählte naturgemäß sozialdemokratisch, was für Flensburg na-
hezu eine politische Pattsituation zwischen bürgerlich-liberalen und
werktätig-sozialistischen Anhängern bedeutete. Diese spiegelte sich
im nach Zensus gewählten Stadtparlament allerdings nicht wider, da
in diesem in den Jahren von 1913 bis 1918 – von 1914 bis 1918 fan-
den wegen des Krieges keine Wahlen statt – 19 bürgerlichen ledig-
lich fünf sozialdemokratische Stadtverordnete gegenüber standen.15

Im Jahre 1913 hatte der Flensburger Ortsverein der SPD  1855
Mitglieder, von denen sich im Jahre 1918 noch 790 vor Ort befan-
den, während die übrigen Männer zum Militärdienst eingezogen wa-
ren.16

3. Flensburg vom November 1918 bis zur Wahl der verfassungsgebenden Natio-
nalversammlung am 19. Januar 1919
3.1. Revolution und Gründung des ASR
3.1.1. Die Stimmungslage bei SPD und Soldaten Anfang November 1918

Die Revolution kam nach Flensburg, ohne dass auch nur einer ih-
rer künftigen Protagonisten im Entferntesten auf diese vorbereitet
gewesen wäre.

Zwar gab es unter den Marineangehörigen in Mürwik und eben-
so unter den Angehörigen der Infanterie, die vor allem in Duburg
stationiert waren, schon seit längerer Zeit Äußerungen der Unzufrie-
denheit, insbesondere hinsichtlich der sich beständig verschlech-
ternden Versorgungslage und der immer härter werdenden Bestra-
fungen, die von den lokalen Offizieren zahlreich verhängt wurden,
um den mit der stetig sinkenden Moral einhergehenden Undiszipli-
niertheiten in der Truppe Herr zu werden. Doch obgleich Berichte
über die Zuspitzung der Situation unter den Militärangehörigen auch
dem damaligen Flensburger SPD-Ortsvorsitzenden, Asmus Thom-
sen, sowohl durch sozialdemokratisch gesinnte Matrosen als auch
durch Arbeiter der Torpedowerkstätten, die die aufgebrachte Stim-
mung hautnah miterleben konnten, zugetragen wurden, gaben diese
Unmutsäußerungen offensichtlich weder Thomsen noch den übrigen

Folgende Seiten: Aufnahme vom 12. Ja-
nuar 1919, die die wichtigsten Mitglieder
des ASR zusammen in der Mitte der Foto-
grafie abbildet. V.l.n.r.: Asmus Thomsen
(mit Melone), Wilhelm Haberlandt (mit
Hut und erhobenem Arm; Haberlandt war
von 1905 bis 1916 und noch mal kurz
1919 Vorsitzender der Flensburger SPD
und von 1919 bis 1922 Stadtverordne-
ter), Schreibermaat Walter Kühne (SR-Vor-
sitzdender der Marine), Hugo Hellwig (auf
diesem Bild in seiner Funktion als Vertreter
der Genesungskompanie), Sergeant Alber-
tus Simon (SR-Vorsitzender des Heeres). 
Aus: StA Flensburg IV D 172.

14 Alle Zahlen aus: Flensburg – Geschich-
te einer Grenzstadt, S. 561.
15 Vgl. 125 Jahre SPD in Flensburg,
S. 309.
16 Vgl. ebd., S. 303.
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sozialdemokratischen Stadtverordneten den Anlass, an die Gefahr
beziehungsweise die Möglichkeit zu denken, dass diese Unzufrie-
denheit der Funke sein könnte, der den kaiserlichen Obrigkeitsstaat
in seinen Grundfesten erschüttern und letztendlich sogar stürzen
könnte. Vielmehr war für die Flensburger Sozialdemokratie klar,
dass der Krieg bis weit in das Jahr 1919 fortdauern würde; und die-
ses wurde auch allgemein gebilligt:

„Irgendwelche Diskussionen in Gewerkschaftsversammlungen
oder in Versammlungen der sozialdemokratischen Partei über Ge-
waltmaßnahmen zur Herbeiführung des Kriegsendes haben nicht
stattgefunden, und auch in Privatgesprächen kam eine solche Stim-
mung nicht zum Ausdruck.“17

Die offenkundige politische Lethargie, in der die Flensburger Ar-
beiterschaft, die Gewerkschaften und auch der Ortsverband der SPD
verharrten, führen Hellwig und Michelsen darauf zurück, dass sich
nahezu alle politisch aktiven Genossen im Felde befanden und die
Aufrechterhaltung des politischen Geschäfts, jedenfalls insofern es
die Arbeiterschaft betraf, allein bei den vier sozialdemokratischen
Stadtverordneten Peter Michelsen, Asmus Thomsen, Paul Diez und
Waldemar Sörensen lag. In Flensburg gab es bis 1919 nämlich we-
der einen Ortsverband der USPD18 noch zu irgendeiner Zeit Anhän-
ger der vor allem in den größeren Städten Deutschlands, so auch in
Kiel, aktiven „Revolutionären Obleute“:

„In verschiedenen anderen Städten hatte die unabhängige Arbei-
terpartei schon zahlreiche Anhänger gefunden, aber in Flensburg
war von einer radikalen Strömung nichts zu spüren.“19

Noch anders stellte sich die Lage bei den Militärangehörigen dar.
Zwar müssen wir uns für die Bewertung der Stimmung unter den In-
fanteristen auf die Aufzeichnungen des Feldwebels Bues stützen, der
wahrlich kein Freund des Sozialismus war, doch ist durchaus wahr-
scheinlich, dass die von ihm vertretene Position bezüglich der frü-
hen Berichte über die Aufstände in Kiel innerhalb der Truppe nicht
ungeteilt war, zumal er im vorliegenden Fall in der ersten Person
Plural spricht:

„Mit einiger Scheu und Widerwillen betrachteten wir dieses rote
Tuch, dies Tuch der blutigen Revolution.“20

Durch die Verwendung der Worte „Scheu“ und „Widerwillen“
wird an dieser Stelle recht klar verdeutlicht, dass ein offenes Be-
kenntnis zum Sozialismus, wie es das Hissen der roten Fahne impli-
ziert, nicht von allen Soldaten goutiert wurde.

Und auch unter den Matrosen gab es abwehrende Reaktionen auf
die revolutionären Vorgänge in Kiel und das Hissen der roten Fahne;
also auch hier zumindest bei Teilen eine Ablehnung der augen-
scheinlichen Hinwendung zum Sozialismus. So überlegte die Mann-
schaft des Kriegsschiffes „Schlesien“ nach der Übernahme der Be-
fehlsgewalt durch den ASR am 7. November 1918 anfangs, sich mit
Waffengewalt gegen die Revolutionäre zur Wehr zu setzen.21

Trotzdem kommen nun Hellwig und Michelsen zu dem Urteil,
dass die einzelnen Mitglieder der Flensburger Soldatenräte, also so-

17 Vgl. Hellwig/Michelsen; eine Episode
von fast anekdotenhaftem Charakter, die
aber dennoch ungeheuer aufschlussreich
ist, ist die Reaktion Thomsens auf die er-
sten Berichte von den Aufständen in Kiel,
wonach er bei der Gartenarbeit von diesen
erfährt und anschließend seine Arbeit fort-
setzt, ohne in den Kieler Ereignissen einen
revolutionären Aufstand zu sehen, ge-
schweige denn eine Bedeutung für Flens-
burg zu erkennen. Man kann aus diesem
Verhalten durchaus den Rückschluss zie-
hen, dass der Gedanke an „Revolution“
bzw. die Entfachung einer solchen in ihrem
eigenen beschränkten Wirkungsgebiet in
den Köpfen der Flensburger SPD-Führer zu
diesem Zeitpunkt nicht stattfand.
18 Eine Ortsgruppe der USPD wurde in
Flensburg erst am 7. Januar 1919 gegrün-
det, eine KPD-Gruppe sogar erst im Mai,
vgl. 125 Jahre SPD in Flensburg, S. 54.
19 Hellwig/Michelsen. 
20 Bues.
21 Vgl. Hellwig/Michelsen; die „Schlesi-
en“ lief letztendlich in der Nacht vom
7. auf den 8. November 1918 ohne
Kampfhandlungen nach Dänemark aus.
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wohl die Matrosen als auch die Infanteristen, „bis auf einzelne Aus-
nahmen, ganz unpolitische Leute [waren, die] niemals im politi-
schen Leben gestanden“22 hatten. Diese politische Unerfahrenheit
beziehungsweise das „Unpolitischsein“ begründen sie unter ande-
rem mit der steten Forderung der Vertreter der Soldatenräte nach bal-
digen Wahlen zu einer Nationalversammlung, die die Räte überflüs-
sig machen würde.23

Es stellt sich mithin die Frage, ob an dieser Stelle nicht vielmehr
das Fehlen einer sozialdemokratischen Überzeugung unter den Mi-
litärangehörigen beziehungsweise deren Glauben an das Rätesystem
beklagt wird als das völlige Fehlen einer politischen Einstellung.

Dass es nämlich unter den Soldaten durchaus eine wie auch im-
mer geartete politische Gesinnung gab, machen exemplarisch die
Tagebuchaufzeichnungen des Feldwebels Bues, immerhin eines ge-
wählten Mitglieds des strukturell basisdemokratischen Soldatenra-
tes, deutlich. 

In diesen bekennt er sich nicht nur solidarisch zum Kaiser, der
seiner Meinung nach nur das Opfer unfähiger Militärs geworden sei,
sondern lässt vielmehr durchblicken, dass er selber kei-neswegs eine
rein demokratische Überzeugung vertritt, wenn er über die neuge-
gründeten Räte sagt: „Eine Masse lässt sich eben nicht durch Ver-
nunft regieren.“24 Seine Vorstellung einer zukünftigen Politik grün-
det vielmehr auf schwülstigen Idealen, die nur in Teilen mit einer so-
zialistischen Revolution vereinbar sind:

„Unsere Bausteine sind Freiheit und Gerechtigkeit, Gleichheit
und L i e b e. Ein Volk in der Liebe fest vereint, wird und kann nicht
untergehen, es bleibt unbesiegbar. Möchten wir doch alle diesem ho-
hen Ideal zustreben.“25

Der Feldwebel aber macht an dieser Stelle keineswegs halt, son-
dern ebnet Schlagworten wie „Novemberverbrecher“ und „Dolch-
stoß“ einen Weg, noch bevor diese Eingang in ein öffentliches politi-
sches Bewusstsein gefunden haben konnten:

„Und das ist Schuld der Revolution; hätte die Heimat noch eini-
ge Wochen gehalten, dann wären die Waffenstillstandsbedingungen
nicht so hart gewesen, dann hätte auch noch manches gerettet wer-
den können, was nun der Vernichtung anheim gefallen ist. Es ist
wirklich so, die Heimat hat die Front besiegt. Wenn wir auch jetzt ei-
nem schönen Ideal folgen, vor dieser Tatsache brauchen wir die Au-
gen nicht zu schließen.“26

Bues, der sich laut Selbstaussage dem Soldatenrat sowieso nur
angeschlossen hat, um einen Funken Vernunft in den ansonsten „aus
unfähigen Leuten“27 zusammengesetzten Rat zu bringen, vertritt
schon Mitte November 1918 eine so dezidiert ablehnende Haltung
gegenüber der Revolution, dass diese, in Kenntnis der zukünftigen
Agitation durch Deutschnationale und Nationalsozialisten während
der Weimarer Republik, geradezu prophetisch wirkt.

Unbestritten bleibt aber, dass ohne die Soldaten und Matrosen
die Ereignisse des Novembers 1918 in Flensburg niemals hätten
stattfinden können.28

22 Vgl. Hellwig/Michelsen.
23 Ebd.
24 Bues.
25 Ebd.
26 Ebd. 
27 Ebd.
28 Zu diesem Ergebnis kommen aber auch
Hellwig und Michelsen: „Für die Flensbur-
ger Ereignisse war von entscheidendem
Einfluß die Stimmung unter der Marine und
der Infanterie.“
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Insbesondere der Unmut, den der neue Ortskommandant des
Heeres, General von Boeckmann, unter den Angehörigen der Infan-
terie hervorrief, stellt eine bedeutende Triebfeder der Ereignisse dar.
Ein Aufbegehren gegen Boeckmanns langjährigen Vorgänger, Gene-
ralleutnant John von Freyend, der bei seinen Untergebenen sehr be-
liebt und angesehen war, nämlich wäre ungleich schwieriger gewe-
sen.29

3.1.2. Dienstag, der 5. November 1918. Dass es in Kiel bereits am 3. No-
vember 1918 zu Unruhen, Aufständen, kurz Meuterei unter den dor-
tigen Matrosen gekommen war30, erfuhren die Marineangehörigen
in Mürwik spätestens am 4. November durch den entlang der Ost-
seeküste stetig pendelnden Schnellbootverkehr. Auch von den
scheinbar blutigen Auseinandersetzungen wurde berichtet, doch war
die Stimmung unter den Flensburger Matrosen zu diesem Zeitpunkt
noch vorsichtig zurückhaltend, so dass aus den Kieler Ereignissen
unmittelbar keine eigenen Aktionen entsprangen, sondern erstein-
mal abgewartet wurde, wohin der Weg der meuternden Kieler Ma-
trosen und ihres gerade gegründeten Arbeiter- und Soldatenrates
führen würde.31

Die Flensburger Bevölkerung und somit auch die Flensburger
Arbeiterschaft wurden über die Ereignisse in Kiel erst am 5. Novem-
ber durch die Flensburger Volkszeitung, deren Geschäftsführer Wal-
demar Sörensen war, informiert, die auf ihrer Titelseite in dicken
Lettern verkündete: „Die Flotte unter der roten Fahne. Der Sieg der
Freiheit“.32

Nachdem die SPD-Stadtverordneten bereits am Vortag von den
Kieler Ereignissen in Kenntnis gesetzt wurden33, ohne, genau wie
die Matrosen, in irgendeiner Form aktiv zu werden, überschlugen
sich jetzt in kürzester Zeit die Ereignisse: „Wenn es auch hier [i.e. in
Flensburg] nicht ebenso schnell wie in Kiel zur offenen Auflehnung
kam, so war die Stimmung doch die gleiche.“34

Nachdem nämlich ein Sieg der Kieler Aufständischen zu ver-
zeichnen war, machten die Matrosen den Anfang, indem sie im Lau-
fe des 5. Novembers unter Mithilfe von Asmus Thomsen ihre Kame-
raden für den Abend zu einer Vollversammlung ins Flensburger Ge-
werkschaftshaus zusammenriefen. 

Obgleich für die Infanterie der Befehl ergangen war, der Bildung
von Soldatenräten in jeder Form entgegen zu wirken und der neue
Ortskommandant Boeckmann auch alles versuchte, diesen Befehl in
die Tat umzusetzen, leisteten die Truppen der Garnison Flensburg
letztendlich aber zu keinem Zeitpunkt Widerstand. 

Unter welchem Druck und welcher Anspannung die über tau-
send anwesenden Matrosen35 aber dennoch gestanden haben müs-
sen, mithin welche Furcht sie vor Vergeltung durch etwaige Ma-
schinengewehrverbände hatten, von denen das Gerede umging, eini-
ge wären nach Flensburg gerufen worden36, zeigt die Reaktion der
Masse auf das gegen Ende der Veranstaltung aufkommende Gerücht,
bewaffnete Truppen hätten vor dem Gewerkschaftshaus Stellung be-

29 Vgl. Hellwig/Michelsen. 
30 Für eine detaillierte Schilderung der
Kieler Ereignisse, vgl. Dähnhardt, S. 48ff.
31 Vgl. Bues und Geschichte einer Grenz-
stadt, S. 405ff. Dass Bues so detaillierte
Einsicht in die Vorgänge bei der Marine
hat, erklärt sich daraus, dass er nach eige-
nen Angaben von den Infanteristen zu de-
ren „Verbindungsmann“ zur Marine be-
stimmt wurde (vgl. Bues).
32 FVZ 5.11.1918.
33 Vgl. Anm. 19.
34 Hellwig/Michelsen.
35 In seinem Kommentar zu den Aufzeich-
nungen von Hellwig/Michelsen bezeichnet
der damalige Flensburger Oberbürgermei-
ster Dr. Todsen diese Zahl zwar als zu
hoch, da aber sowohl Bues als auch die
Flensburger Zeitungen (neben der FVZ
auch die FNZ) die Zahl der anwesenden
Menschen bestätigen, wird diese auch für
diese Arbeit übernommen. Übereinstim-
mend wird berichtet, dass der Versamm-
lungssaal zum Bersten voll war, da neben
den Matrosen auch viele Infanteristen an
dem Treffen teilnahmen (vgl. FVZ
6.11.1918).
36 Tatsächlich bat Generalleutnant Boeck-
mann erst am nächsten Morgen um Ver-
stärkung aus Hadersleben (heute: Haders-
lev), die dann aber schon nicht mehr ein-
traf, vgl. auch unten.
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zogen. Während der darauf folgenden kurzen Massenpanik kamen
mehrere Militärangehörige, die unter anderem versuchten aus den
Fenstern des Gewerkschaftshauses zu springen, zu Schaden.37

Immerhin aber führte die in weiten Teilen chaotisch verlaufende
Versammlung zur Wahl eines 21-köpfigen Soldatenrates, oder besser
eines Matrosenrates, da Angehörige des Heeres zu diesem Zeitpunkt
noch nicht beteiligt waren. Dessen Mitglieder trafen sich, nachdem
die Versammlung aufgelöst worden war, ohne dass es danach zu
Ausschreitungen oder Demonstrationen seitens der Matrosen ge-
kommen wäre, in der Großen Straße 7 mit den vier Stadtverordneten
der SPD, um ihr weiteres Vorgehen zu besprechen. 

Diese Gespräche aber waren keineswegs politischen Inhalts,
sondern beschäftigten sich ausschließlich mit den Belangen der Ma-
trosen beziehungsweise mit den von ihnen empfundenen Ungerech-
tigkeiten. So wurden zu später Stunde insbesondere Fragen der Ver-
pflegung und der innermilitärischen Verwaltung diskutiert. Die
SPD-Stadtverordneten waren zu diesem Zeitpunkt noch mehr oder
weniger stille Beobachter und beschlossen lediglich, ein Telegramm
nach Berlin zu schicken, das um die Entsendung eines Staatsse-
kretärs bitten sollte, der die „Angelegenheit“ regeln sollte. „Noch
immer dachte man nicht an politische Umwälzungen.“38

3.1.3. Mittwoch, der 6. November 1918. Die am Vorabend und während
der Nacht erarbeiteten Forderungen, die sich an den wenige Tage
vorher aufgestellten „14 Kieler Punkten“39 orientierten, wurden am
Morgen des 6. Novembers gegen 10 Uhr dem ältesten Seeoffizier in
Mürwik von einer kleinen Kommission des Soldatenrates vorgetra-
gen und auch ohne Widerstand gebilligt.40 Im Wesentliche bestanden
die Forderungen zu diesem Zeitpunkt aus vier Punkten:
1. Erleichterung der Grußpflicht, nur noch Offiziere waren zu

grüßen,
2. Gleiche Verpflegung für Offiziere wie für einfache Leute,
3. Urlaubsbegünstigungen,
4. Bessere Behandlung der Mannschaften.41

Etwa zur gleichen Zeit versuchte Generalleutnant Boeckmann
nochmals mit aller Gewalt die am Morgen eingegangene Anweisung
des Generalkommandos umzusetzen und in Flensburg der revolu-
tionären Bewegung und einer weiteren Gründung von Soldatenräten
Einhalt zu gebieten. Er forderte nun auch, wie es bereits am Vortag
gemutmaßt wurde, eine mit Maschinengewehren ausgerüstete Kom-
panie aus Hadersleben zur Verstärkung an, die ob der sich in den
nächsten Tagen und Stunden überschlagenden Ereignisse aber schon
nicht mehr in Flensburg eintraf. Vielmehr löste dieses Hilfegesuch in
Verbindung mit der von Boeckmann angeordneten Schließung der
Kasernen nun endlich auch bei den Infanteristen einen Aufstand aus,
mit der Folge, dass die Soldaten unter der Führung des Sergeanten
Albertus Simon den Garnisonsältesten vertrieben und dieser Flens-
burg, um sein Leben fürchtend und versteckt in einem Sanitätsauto,
verlassen musste.42

37 Vgl. Bues und Hellwig/Michelsen.
38 Hellwig/Michelsen.
39 Eine genaue Auflistung findet sich bei
Dähnhardt, S. 90.
40 Vgl. FVZ 6.11.1918.
41 Vgl. Bues.
42 Die Empörung über diese Vorgänge
und deren Widerspiegelung in der Presse
waren unter den Bürgerlichen so groß,
dass Dr. Todsen persönlich sich dazu veran-
lasst sah, nachdem auch die Gattin Boeck-
manns ihn darum ersucht hatte, in der na-
tionalkonservativen FN eine selbst verfass-
te Gegendarstellung zu veröffentlichen,
die den Generalleutnant als pflichtbewuss-
ten und tapferen Mann lobt, der von den
äußeren Umständen gezwungen wurde,
die Stadt zu verlassen. Ein maschinen-
schriftlicher Entwurf findet sich mitsamt ei-
nem Schreiben Todsens an den Chefredak-
teur der FN in: StA C II 0171.
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Unterdessen berichtete die Flensburger Presse ausführlich über
die Bildung von Arbeiter- und Soldatenräten in Kiel, Hamburg und
Lübeck.43

Nachdem also Generalleutnant Boeckmann Flensburg verlassen
hatte und die Infanteristen nicht länger Repressalien durch ihn
fürchten mussten, machten sie sich nun ihrerseits daran, einen eige-
nen Soldatenrat zu gründen und trafen sich zu diesem Zweck nach-
mittags mit dem am Vortag gegründeten Soldatenrat der Marine im
Gewerkschaftshaus. Auf dieser Versammlung wurden die Angehö-
rigen des Landheeres von Schreibermaat Walter Kühne, der den Vor-
sitz des Matrosenrates übernommen hatte, über die Durchsetzung
der bisherigen Forderungen informiert, die die Infanteristen sogleich
zu ihren eigenen machten. Eine weitere Versammlung wurde für den
Abend an gleicher Stelle festgesetzt und auf dieser ersten Sitzung
des „Vereinigten Heeres- und Marinerats“44 wurden die Beschlüsse
und Forderungen des Vortags noch einmal erweitert:
1. Der Soldatenrat ist anzuerkennen,
2. Befreiung von der Grußpflicht,
3. Ausstellung von Passierscheinen für den engeren Ausschuss und

Vorstand des Soldatenrates über freie Bewegung zu jeder Tages-
und Nachtzeit,

4. Versammlungsfreiheit für sämtliche Heeresangehörigen,
5. Offiziere dürfen keine Schusswaffen tragen.45

Die übrigen Forderungen behielten weiterhin ihre Gültigkeit und so
wurde diese erweiterte Liste, nachdem zuvor noch „einige radikale
Forderungen […] zurückgewiesen“46 wurden, einstimmig ange-
nommen. 

Obwohl die SPD-Stadtverordneten auch diesem Treffen bei-
wohnten, hielten sich SPD und Arbeiterschaft noch immer zurück
und machten ihrerseits keine Anstalten einen eigenen Arbeiterrat zu
gründen. Das jedoch sollte sich am nächsten Tag ändern.

3.1.4. Donnerstag, der 7. November 1918. Der 7. November sollte für
Flensburg der entscheidende Tag der Revolution werden. 

In aller Frühe traf eine Delegation des Kieler Arbeiter- und Sol-
datenrates unter Führung des kriegsbeschädigten Brocks in Flens-
burg ein und kam im Arbeitersekretariat mit den vier SPD-Stadtver-
ordneten und den Vorsitzenden der Soldatenräte zusammen. Brocks
kam mit den Führern der Soldatenräte augenscheinlich gut zurecht.
Er erklärte schließlich mit Sergeant Simon den Offizieren, „dass sie
bis auf weiteres entlassen seien“47, mit dem Ergebnis, dass die mi-
litärischen Organisationsformen sowohl bei der Marine als auch bei
der Infanterie endgültig gesprengt wurden und der Soldatenrat nun
unwiderruflich die militärische Macht in Flensburg übernehmen
konnte, ohne dass es unter den Offizieren zu größeren Widerständen
gekommen wäre48. Brocks Verhältnis zu den Stadtverordneten hin-
gegen, denen er befahl „so schnell wie möglich in den Soldatenrat
einzutreten und darin die Initiative zu übernehmen“49, war derart an-
gespannt, dass diese weitere Gespräche mit ihm ablehnten.50 Trotz-

Abbildung links: Zweites Flugblatt des
Flensburger ASR vom Nachmittag/ Abend
des 7. November 1918. Oftmals fälschli-
cherweise als erstes Flugblatt bezeichnet,
berichtet es von der Übernahme der mi-
litärischen und zivilen Gewalt durch den
ASR und ist von Walter Kühne und Paul
Diez unterzeichnet (Original 30 x 22 cm).
Aus: StA Flensburg IV D 172.

43 Vgl. Hellwig/Michelsen.
44 Diese Formulierung findet sich bei
Bues.
45 Vgl. Bues.
46 Hellwig/Michelsen; diese nennen als
weitere Forderung überdies noch eine
„Milderung der Strafen“.
47 Bues.
48 Vgl. Hellwig/Michelsen.
49 Zitiert nach Windmann, 125 Jahre
SPD, S. 39.
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dem wurde eine Großversammlung von Soldatenräten und Arbeiter-
schaft ins Flensburger Kolosseum einberufen, um dort einen über-
greifenden Arbeiter- und Soldatenrat zu bilden. Diese Versammlung
begann gegen zwölf Uhr mittags.51 Gleichzeitig wurde ein erstes,
nicht mehr im Original erhaltenes Flugblatt des Soldatenrates her-
ausgegeben, das die Flensburger Bevölkerung aufforderte, Kinder
und Jugendliche von der Straße fernzuhalten, die Fenster zu
schließen und selber nur in unvermeidbaren Angelegenheiten auf die
Straße zu gehen. Für eventuelle Schüsse, die auf die seit dem Vor-
mittag mit roten Armbinden patrouillierenden Soldaten abgegeben
würden, wurde harte Bestrafung angedroht.52

Und nun werden die Darstellungen in den Quellen und der Se-
kundärliteratur widersprüchlich. Laut Hellwig und Michelsen fand
die Veranstaltung im Kolosseum nämlich erst nachmittags statt, was
einen erheblichen Unterschied ausmachen würde, da die Stadtver-
ordneten Michelsen, Sörensen und Diez gegen 12 Uhr ins Flensbur-
ger Rathaus aufbrachen, um Bürgermeister Todsen zu verkünden,
dass der Arbeiter- und Soldatenrat die Macht in Flensburg übernom-
men habe:

„Inzwischen waren aber bereits Arbeiter aus den Marinewerk-
stätten und von der Werft auf die Straße gegangen, und damit wurde
eigentlich erst die Bedeutung der augenblicklichen Situation klar. Es
bestand aber in diesen Vormittagsstunden weder eine Verbindung
mit auswärts, noch mit dem Soldatenrat oder mit einem größeren
Kreis von Arbeitervertretungen. Die drei [i.e. Diez, Michelsen und
Sörensen] waren sich klar, dass jetzt auch die Arbeiterschaft eingrei-
fen müsse.“53

Da Asmus Thomsen in dem Bericht nicht genannt wird, er-
scheint es schon denkbar, dass dieser an der Veranstaltung im Kolos-
seum teilnahm, während die drei übrigen Stadtverordneten sich ins
Rathaus begaben. Doch ist dann festzustellen, dass ihre Handlungen,
obgleich sie im Namen des ASR sprachen, von jenem zu diesem
Zeitpunkt noch gar nicht legitimiert sein konnten, was ja auch im
obigen Zitat explizit ausgedrückt wird. Mithin handelte es sich also
um eine „Verzweiflungstat“ seitens der Flensburger SPD-Führer, um
den Aufstieg auf den nun endgültig in Bewegung gekommenen Zug
der Revolution nicht zu verpassen. 

Während jedenfalls Brocks im Kolosseum „eine aufreizende
Rede [hielt] und eine Resolution bekannt [machte], die die sofortige
Abdankung forderte“54, trafen die Stadtverordneten im Flensburger
Rathaus ein und verlangten Zugang zum Büro von Oberbürgermeis-
ter Todsen:

„Heute um 12 Uhr erschienen bei mir die Stadtverordneten Mi-
chelsen, Sörensen und Diez. Sie teilten mir mit, daß der Arbeiter-
und Soldatenrat hierselbst neben der militärischen Gewalt auch die
bürgerliche übernommen habe und Herr Sörensen mit der Führung
der Aufsicht über die städtische Verwaltung beauftragt sei. Ich er-
klärte, dass ich nur der Gewalt weichen könne und ihnen daher die
Frage vorlegen müsse, ob sie zur Durchführung ihrer Anordnungen

50 Vgl. Hellwig/Michelsen.
51 Vgl. Pust, S.249: „Heute mittag
12 Uhr marschierten starke Infanterie- und
Marineabteilungen unter den Klängen der
Musik nach dem Colosseum, wo eine Ver-
sammlung stattfand.“
52 Vgl. ebd., S. 249 und Hellwig/Michel-
sen.
53 Hellwig/Michelsen; auffällig ist auch,
dass Brocks mit keiner Silbe erwähnt wird,
da dieser ja sehr wohl eine Verbindung zur
Außenwelt darstellen würde.
54 Bues; die Einschätzung der Rede als
aufreizend ist eine eindeutige Bewertung
seitens Bues, der sich ja offen zu seiner
Kaisertreue bekannte.
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nötigenfalls Gewalt anwenden würden. Die Frage wurde bejaht,
worauf ich den Herren mitteilte, daß ich unnützen Widerstand nicht
versuchen, vielmehr ihren Anordnungen mich fügen werde“55.

Eine Analyse dieses längeren Zitats zeigt deutlich, dass die
Stadtverordneten erstens im Namen des ASR sprechen, ja darüber
hinaus ausdrücklich angeben, von diesem beauftragt worden zu sein
und auch in dessen Namen Gewalt androhen, obgleich es ziemlich
offensichtlich ist, dass es sich hierbei um eine hohle Phrase handelte,
deren tatsächliche Umsetzung selbst im Falle der Ablehnung durch
Todsen zumindest fragwürdig bliebe (vgl. Zitat S. 21 unten). Hätte
der Besuch tatsächlich vor der Versammlung im Kolosseum stattge-
funden, hätten sich die SPD-Stadtverordneten auf äußerst dünnem
Eis bewegt. 

Ausschnitt aus dem Kollegien-Protokoll
vom 7. November 1918. Aus der für
17.00 Uhr abends einberufenen Sitzung
berichtete Oberbürgermeister Dr. Todsen
von den Ereignissen des Tages. Aus: StA
Flensburg II C 0171.

55 StA C II 0171, Original in Sütterlin-
handschrift.
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Jedenfalls verblieben sie mit Todsen so, dass dieser die Amtsge-
schäfte weiterführe und auch den städtischen Beamten und Ange-
stellten weiterhin vorstehe, da er die Stadtverordneten zuvor darauf
hingewiesen hatte, dass jene von ihnen keine Anweisungen entge-
gennehmen würden.56 Allerdings sollte ihm von nun an Waldemar
Sörensen als gleichberechtigter Beigeordneter, dem neben der Be-
aufsichtigung der städtischen Verwaltung auch das unbeschränkte
Recht auf Einsicht in die Verwaltungsgeschäfte eingeräumt werden
sollte, zur Seite stehen. 

In dieser Form verkündete der Oberbürgermeister die Tagesge-
schehnisse auch der extra für 17.00 Uhr einberufenen Magistratssit-
zung, die die Entwicklungen ohne Protest zur Kenntnis nahm, denn
die „unmittelbare Not drängte wichtige Augenblicksfragen in den
Vordergrund“.57

Die Versammlung im Kolosseum führte unterdessen zur Bildung
eines vereinigten Arbeiter- und Soldatenrates, dessen Präsidium
fürderhin aus den Räten Kühne und Weber für die Marine, Simon
und Krug für das Landheer und Diez und Thomsen für die Arbeiter-
schaft bestand.58

Während die Revolution in Flensburg mit den vom ASR aufge-
stellten Patrouillen, die nun alle öffentlichen Gebäude bewachten,
und den roten Flaggen auf allen Kriegsschiffen59 immer sichtbarer
wurde, wurde auch die Bevölkerung durch ein zweites Flugblatt
über die veränderten Machtverhältnisse aufgeklärt. Dieses zweite
Flugblatt verfolgte vor allem den Zweck, die Bevölkerung ruhig zu
halten und eine Eskalation der Zustände zu verhindern:

„Jede Störung der Ordnung, Angriffe auf die Person und das Ei-
gentum werden hart bestraft. Plünderungen werden auf der Stelle
standrechtlich geahndet!“60

Der ASR machte sich nun daran, Geschäftszimmer für seine Ver-
treter einzurichten und requirierte zu diesem Zweck anfangs das leer
stehende Bahnhofshotel, bevor die Büroräume dann wenige Zeit
später in das ebenfalls still liegende Restaurant „Bürgerbräu“ verlegt
wurden.61

Der Abend endete mit einer nochmaligen Versammlung im Ko-
losseum, doch waren die Verhältnisse auf dieser derart chaotisch,
dass sie zu keinen konkreten Ergebnissen führte. Dafür aber, wenn
man Bues glauben schenken möchte, ließ dies die Flensburger Sozi-
aldemokraten an einem Gelingen des Umsturzes zweifeln ließen:

„Am Schluß sagte mir der Vorstand der Sozialdemokratischen
Partei: ‘So geht es nicht weiter. Hier braucht nur ein energischer Of-
fizier zu kommen, der schmeißt die ganze Sache wieder um.’“62

Trotz aller Unkenrufe aber war die Revolution in Flensburg mit
dem 7. November endgültig vollzogen und der vereinigte ASR
konnte seine Arbeit aufnehmen.

3.2. Die Arbeit des Flensburger ASR vom 8. November 1918 bis Januar 1919.63

„Mit der Übernahme der Gewalt waren auch Verpflichtungen der
Bevölkerung gegenüber übernommen. Die Lebensmittelnot, der

Linke Seite: Erste Seite des offiziellen Ta-
gebucheintrags des Flensburger Oberbür-
germeisters Dr. Todsen vom 7. November
1918, in welchem die Gründung des ASR
und der mittägliche Besuch der sozialde-
mokratischen Stadtverordneten Peter Mi-
chelsen, Paul Diez und Waldemar Sören-
sen festgehalten werden. Aus: Flensburger
StA II C 0171.

56 Vgl. ebd.: „Die Herren ersuchten mich
darauf, die Leitung der Geschäfte weiterzu-
führen.“
57 Vgl. ebd.
58 Vgl. Hellwig/Michelsen; auch wenn zu
diesem Zeitpunkt kein Protest laut gewor-
den ist, ist doch anzunehmen, dass zumin-
dest intern die Empörung groß war, da der
Stadtverordnetenvorsteher Dr. Löhmann
schon bald nach dem 7. November anfing
wider den ASR zu agitieren.
59 Einzige Ausnahme war die „Schlesi-
en“, vgl. Anm. 23. Die Offiziere der
„Württemberg“ und die der Marineschule
hatten Flensburg bereits zuvor verlassen
(vgl. Kunkel, S. 97).
60 Vgl. Anhang 1; Unterstreichung im
Original.
61 Vgl. Hellwig/Michelsen.
62 Bues.
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drohende Verlust Nordschleswigs, die Kohlennot, die Regelung des
Arbeitsmarktes, die Aufnahme zurückkehrender Truppen und ihre
Entlassung waren Dinge, bei denen alle tätigen Kräfte mit angespannt
werden mußten.“64

Bei einer Sitzung des ASR im Gewerkschaftshaus am 8. Novem-
ber 1918 spezifizierten die SPD-Stadtverordneten Diez und Michel-
sen die anliegenden Aufgaben in sieben Hauptpunkte:
1. Ruhe und Ordnung erhalten,
2. der Umgang mit den Offizieren,
3. die Lebensmittelversorgung,
4. das Verhältnis des ASR zu den städtischen Kollegien,
5. die Stellung zu den Bürgerlichen,
6. die Haltung zur Reichsregierung,
7. soziale Maßnahmen.65

Im Folgenden soll dargestellt werden, inwieweit der ASR auf die ein-
zelnen Punkte eingegangen ist.

Wie bereits von Brocks66 am 7. November gefordert, setzte sich
die SPD nun an die Spitze der politischen Arbeit des ASR, da die Sol-
datenräte wenig Interesse an Belangen zeigten, die nicht unmittelbar
ihren eigenen Bedürfnissen entsprachen67 und bei ihnen seitens der
Vertreter der Arbeiterschaft „ein empfindlicher Mangel an politischen
Kenntnissen“68 diagnostiziert wurde. Trotzdem aber gelang es dem
ASR, der sich auch in diesem Bereich auf die althergebrachten Kräfte
der Polizei und Kriminalpolizei stützte, Recht und Ordnung in Flens-
burg aufrechtzuerhalten. Nur diese Behörden waren berechtigt, Be-
schlagnahmungen durchzuführen.69 Zusätzlich aber schuf der ASR
laut Bekanntmachung vom 22. November auch ein eigenes Organ, die
sogenannte Militärkriminalpolizei, deren Aufgabenfeld sich „auf die
Verfolgung sämtlicher strafbarer Handlungen von Militär- und Zivil-
personen“70 erstreckte.

Schwieriger gestaltet sich der Umgang mit den Offizieren. Nach-
dem eine Delegation, der unter anderem Bues, Michelsen und Weber
angehörten, am 9. November in Kiel mit dem SPD-Reichstagsabge-
ordneten Gustav Noske, welcher sich mittlerweile an die Spitze des
Kieler ASR gesetzt hatte, zusammengetroffen war, um „Anweisungen
zu holen“71, und dieser ihnen empfohlen hatte, die Offiziere, soweit
sie der Bewegung freundschaftlich gesonnen waren,wieder ein-
zustellen, wurde die Umsetzung dieser Empfehlung erst am 25. No-
vember nach zähen Auseinandersetzungen teilweise realisiert.72 Aller-
dings war auch nach diesem Kompromiss klar, dass „eine Wiederein-
stellung früherer Berufsoffiziere in Kommandostellen […] absolut
nicht in Frage kommen“73 konnte. Wie groß das Misstrauen gegenü-
ber den Offizieren nach wie vor war, zeigt derUmgang des ASR mit
den im Dezember heimkehrenden Regimentern74, denen schließlich
komplett, also Offizieren und Mannschaften, das Tragen von Waffen
verboten wurde, da der ASR eine Konterrevolution befürchtete.75

Bei der Lebensmittelversorgung wurde schon wenige Tage nach
der erfolgten Übernahme der zivilen Gewalt auf Markenwirtschaft
umgestellt.76 Die durch die verschiedenen Behörden beschlagnahmten

63 Hellwig/Michelsen: „Über die Tätig-
keit der Arbeiter- und Soldatenräte
während der nächsten Monate geben die
noch vorhandenen Akten Aufschluß.“ Da
diese Akten verloren gegangen sind, wird
im nächsten Punkt eher schlaglichtartig
auf die Verhältnisse innerhalb des ASR und
seine konkreten Tätigkeiten eingegangen
werden. 
64 Ebd.
65 Vgl. Pust, S. 250.
66 Brocks wurde am 15. November fest-
genommen, da er sich eigenmächtig Aus-
weise zum Requirieren ausgestellt hatte,
vgl. Bues.
67 Laut Bues wurde stundenlang über be-
langlose Dinge gestritten, die dann häufig
wegen der unter den Ratsmitgliedern herr-
schenden persönlichen Animositäten (ins-
besondere Bues vs. Simon, die gegenseitig
versuchten sich aus dem ASR auszu-
schließen) zu keinem Ergebnis führten,
vgl. Bues und Kunkel, S. 99-103.
68 Hellwig/Michelsen.
69 FN, Nr. 269.
70 Vgl. StA C II 0171, am 14. Dezember
wird diese Behörde vom Regierungspräsi-
denten in Schleswig endgültig bestätigt.
71 Bues.
72 Vgl. Bues. Kunkel schlussfolgert rich-
tig, dass es in den Soldatenräten unter-
schiedlich radikale Fraktionen gegeben ha-
ben muss, von denen die eine (Bues)
schon früh einen Ausgleich mit den Offizie-
ren suchte, während die andere (Simon)
auch am 25. November dem ausgehandel-
ten Kompromiss nur widerwillig zustimm-
te; immerhin gab es bei 23 Ja- 7 Gegen-
stimmen (vgl. Kunkel, 101ff.)
73 Zit. nach Pust, S. 251.
74 Als Erstes traf das Reserve-Infanterie-
Regiment Nr. 86 am 13. Dezember in
Flensburg ein.
75 Vgl. Bues.
76 Einige erhaltene Marken finden sich
unter: StA XIII Dr 31.
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„Hamsterwaren“ wurden der Allgemeinheit zur Verfügung gestellt77

und zusätzlich wurde die Flensburger Bevölkerung aufgefordert, auf
brachliegenden Flächen Nahrungsmittel anzubauen und wildwach-
sende Pflanzen etc. zu sammeln.78

Das Verhältnis zu den städtischen Kollegien war von Anfang an
durch manchmal infantile Kabbeleien bestimmt. Der Beigeordnete
des Oberbürgermeisters, Waldemar Sörensen, musste mehrfach Ge-
suche an Todsen einreichen, in denen er diesen aufforderte, die ihm
am 7. November zugestandenen Vollmachten auch tatsächlich zu ge-
währen.79 Und auch das Verhältnis zu Bürgervertretung und Magis-
trat war von schweren Differenzen und Gegensätzen gekennzeich-
net. So lehnte die Bürgervertretung am 23. November die Bewilli-
gung der Gelder für die Verwaltung des ASR mit der Majorität der
23 bürgerlichen Abgeordneten rundheraus ab.80 Und auch der
Magistrat weigerte sich energisch, mit dem Beigeordneten Sörensen
zusammenzuarbeiten:

„Der Magistrat erklärte einmütig, daß er nach wie vor die Ein-
mengung des Arbeiterrats in der städtischen Verwaltung als wider-
rechtlich bezeichnen müsse und lediglich der Gewalt weiche. Er
werde zur Weiterführung der Geschäfte nur solange in der Lage sein,
als seine Tätigkeit nicht in seinen Amtspflichten und seiner Ehre un-
vereinbarer Weise beeinträchtigt werde. Herr Stadtverordneter
Sörensen nahm von dieser Erklärung Kenntnis.“81

Die Aberkennung der Position des Beigeordneten und die devote
Haltung, mit der Waldemar Sörensen die Ablehnung seiner Forde-
rung akzeptierte, zeigt deutlich die Stärke der bisherigen Verwaltung
und die Schwäche des ASR, auch wenn Sörensen seine Teilnahme
an den Magistratssitzungen zu einem späteren Zeitpunkt durchset-
zen konnte. Zusätzlich erreichte der ASR noch, dass alle Pressemit-
teilungen, sowohl der zivilen als auch der militärischen Dienststel-
len, durch die in ihrer eigenen Geschäftsstelle errichtete Presseabtei-
lung gehen mussten, so dass dieser im Bereich der Öffentlichkeitsar-
beit tatsächlich die Oberhand hatte.82

Auch das Auskommen mit den Bürgerlichen in Flensburg gestal-
tete sich schwierig. Nachdem diese sich nämlich mit der neuen Si-
tuation abgefunden hatten, gründeten sie ihrerseits eine Vielzahl von
Räten und verlangten, in einem sogenannten Volksrat an der Macht
beteiligt zu werden.83 Insbesondere der Stadtverordnetenvorsteher
und Justiz-rat Dr. Löhmann verfocht diese Position offensiv und ver-
langte bei einer Magistratssitzung gegen Ende November die „Be-
seitigung des Terrors, Beseitigung der Klassenherrschaft, Mitarbeit
des ganzen Volkes, [Schaffung eines] Bürgerausschusses unter Be-
teiligung der neugegründeten Berufs- und Bürgerräte.“84 Da diese
Forderungen auch in der Presse publiziert wurden, hatten sie ein
großes Echo, das Paul Diez aber mit dem Diktum: „Das Heft behal-
ten wir natürlich in der Hand!“85 kurzerhand vom Tisch fegte.
Schließlich erzielten die Bürgerlichen aber doch noch einen kleinen
Erfolg, indem dem Beamtenrat Anfang Dezember drei beratende
Stimmen im Vollzugssauschuss des ASR zugestanden wurden.86

77 Vgl. Pust, S.251.
78 Vgl. Anhang 2, 2. Spalte, Punkt 1 und
2.
79 Vgl. StA C II 0171.
80 Vgl. Pust, S. 251. Zu den Machtver-
hältnissen in der Flensburger Bürgervertre-
tung, vgl. Punkt 2. Die spätere Erzwingung
der Gelder erfolgte per Reichsgesetz.
81 Vgl. StA C II 0171. Zu dem Terminus
„widerrechtlich“ bleibt noch zu erwähnen,
dass Oberbürgermeister Todsen wenige
Tage nach dem 7. November ein Rechts-
gutachten über die Legitimität der ASR bei
einem Flensburger Rechtsanwalt in Auftrag
gegeben hatte, der ihm auch beschied,
dass der ASR, sowohl in der Reichshaupt-
stadt Berlin wie auch in Flensburg, zwar
de facto die Macht besäße, de jure aber il-
legitim sei (vgl. ebd.; handschriftliches
Gutachten).
82 Vgl. Pust, S. 252. Ab dem 29.Januar
1919 musste dem ASR zusätzlich noch in
den großen Zeitungen eine eigene Spalte
eingeräumt werden, in der dieser auf die
Leserbriefe und Anschuldigungen der Flens-
burger Bürger antworten konnte.
83 Die neugegründeten bürgerlichen Räte
waren im Einzelnen: 17. November: Ange-
stelltenrat, 18. November: Beamtenrat,
21. November: Handels- und Industrierat,
22. November: Rat des Innungsausschus-
ses, 28. November: Bürgerrat, 5. Dezem-
ber: Lehrerrat, 29. Januar 1919: Arbeitslo-
senrat, 6. Februar: Ärzterat.
84 Vgl. StA C II 0171.
85 FT, 7.11.1968.
86 So Oberbürgermeister Dr. Todsen in ei-
nem Schreiben an Oberregierungsrat Tol-
chert, in: StA C II 0171.
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Die Haltung zur Reichsregierung war dagegen sehr viel ent-
spannter. Nachdem Friedrich Ebert bereits am 9. November zum
Reichskanzler ernannt worden war und der Rat der Volksbeauftrag-
ten ab dem 10. November die provisorische Regierung stellte, gab es
mit dem von der MSPD getragenen Flensburger ASR keine Diffe-
renzen.87 Verbindliche Erlasse der Reichsregierung wie etwa der von
Ebert und Haase unterzeichnete Befehl vom 12. November zur
Gründung einer Demobilisierungskommission, deren Aufgabe es
war, die Wirtschaft vom Krieg in den Frieden zu überführen, wurden
zügig umgesetzt.88 Um sich mit den übrigen Räten Schleswig-Hol-
steins abzustimmen, kam es überdies in den ersten Wochen der Re-
volution zu vielen Reisen, insbesondere im nord- und südschleswig-
schen Bereich.89 Bereits am 15. November schickte der ASR eine
Delegation zur neuen Regierung nach Berlin. Auch an der am 2. De-
zember in Neumünster stattfindenden Koordinationskonferenz sämt-
licher in Schleswig-Holstein gegründeter Räte nahmen Abgesandte
des Flensburger ASR teil und standen auf dieser hinter Ebert und der
neuen Regierung.90

Als letzten Punkt nennt Diez in seiner Aufstellung die „sozialen
Maßnahmen“. Da sich der Flensburger ASR dem sozialdemokrati-
schen Programm verpflichtet fühlte, war dieser Punkt naturgemäß
besonders wichtig. So wurden die Werktätigen Flensburgs aufgefor-
dert, Betriebsräte zu gründen und wurden in diesen Bemühungen
vom ASR auch unterstützt. Herausragend aber bleibt die Einführung
des Acht-Stunden-Tages, der im Bezirk Flensburg bereits am
18. November verwirklicht wurde. Da diese Errungenschaft reichs-
weit erst am 23. November durchgesetzt werden konnte, übernahm
Flensburg an dieser Stelle eine Vorreiterrolle.91

Am 18. Februar 1919 löste sich der Flensburger ASR auf.92

3.3. Zwischenfazit: Rätestaat oder parlamentarische Demokratie? Gab es für
den Mikrokosmos Flensburg zu irgendeinem Augenblick die Wahl
zwischen einem wie auch immer gestalteten Rätestaat93 oder der
letztendlich erfolgten Hinwendung zu einer parlamentarischen De-
mokratie?

Nach Auffassung des Autors lässt sich diese Möglichkeit bereits
nach einer Analyse der Ereignisgeschichte eindeutig verneinen, da
1. es in Flensburg aufgrund des Fehlens der radikalen Kräfte keinen

ideellen Träger des Rätesystems gab.
2. die Mitglieder der Soldatenräte von Beginn an die Konstituante

forderten und die Räte für sie lediglich ein Mittel waren, das ih-
nen erlaubte aus den Zwängen des Militärs auszubrechen und den
Krieg endlich zu beenden.94

3. der ASR so schwach war, dass er es nicht einmal in der Hochzeit
der Revolution schaffte, sich in der lokalen Verwaltung durchzu-
setzen, sondern vielmehr mit den gleichen Kräften, die auch
während der Kaiserzeit und des Krieges Flensburg verwalteten,
zusammenarbeitete und so ein Kontinuum schaffte.

4. es spätestens nach der Kommunalwahl zum Stadtparlament vom

Rechte Seite: „Was wir wollen!“-Flugblatt
vom 9. November 1918. In diesem Flug-
blatt, das mit den Namen Paul Diez, Wal-
ter Kühne und Albertus Simon unterzeich-
net ist, entwirft der Flensburger ASR ver-
mutlich unter sozialdemokratischer Feder-
führung ein Sofortprogramm für die unmit-
telbar auf die „neue“ Verwaltung zukom-
menden Aufgaben. Aus: Flensburger StA
XIII Dr 3 l.

87 Vgl. Pust, S. 252.
88 Vgl. FN, Nr. 272; die Leitung der Kom-
mission übernahmen der Major Deichmann
und der Kaufmann Böhm.
89 Vgl. Bues. Ausführlich dazu Kunkel,
S. 99f.
90 Vgl. Pust, S. 252; die Treue zur deut-
schen Sozialdemokratie wird auch an den
Flugblättern deutlich (vgl. Punkt 4).
91 Vgl. ebd., S.252f.
92 Statt seiner wurde ein Arbeiterrat ge-
wählt, der aus 35 Gewerkschaftlern, 7
Vertretern der MSPD und 3 Anhängern der
USPD bestand. Der Beigeordnete des Bür-
germeisters wurde erst Ende September
1919 von seinem Amt entbunden (vgl.
Windmann, Flensburg – Grenzstadt, S.
406).
93 Erdmann verweist ja darauf, dass sich
der Rätestaat durchaus mit Elementen der
parlamentarischen Demokratie vermengen
kann (vgl. Erdmann, S. 154-156).
94 Vgl. Hellwig/Michelsen: „Aus den
Äußerungen und den Debatten der Solda-
tenräte klingt überall eine eigenartige Mi-
schung von Sehnsucht nach Ordnung, von
Freude über die Befreiung von militäri-
schem Zwang und aus dem dunklen Gefühl
heraus, daß ein empfindlicher Mangel an
politischen Kenntnissen vorhanden sei,
mag der immer wieder geäußerte Wunsch
nach Einberufung einer Nationalversamm-
lung entsprungen sein.“
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2. März 1919 keinen Grund mehr gab, das Rätesystem aufrecht
zu erhalten. Da die MSPD mit 23 Abgeordneten nur einen Abge-
ordneten weniger als zur absoluten Mehrheit notwendig gewesen
wäre.95

Die folgenden Ausführungen werden diese Auffassung noch bestär-
ken, da in ihnen aufgezeigt wird, dass der ASR zwar lautstark die
Durchsetzung sozialdemokratischer Inhalte forderte, aber schon in
den eigenen Veröffentlichungen einer radikalen Auffassung des Rä-
tesystems de facto entsagte und sogar bei der Verwirklichung der ei-
genen Ideale Abstriche machte.

4. Zwischen revolutionärem Anspruch und bescheidener Wirklichkeit – Eine Ana-
lyse der Flugblätter und Veröffentlichungen des Flensburger ASR. Neben den
Bekanntmachungen, die rein informativen Charakters waren, veröf-
fentlichte der Flensburger ASR auch Flugblätter, die programmati-
schen Inhalts waren und der Bevölkerung verdeutlichen sollten, wel-
che Ziele der ASR zu erreichen beabsichtigte und auf welchen ho-
hen Idealen diese fußten. Im Folgenden nun werden zwei dieser Ver-
lautbarungen detailliert analysiert werden.

4.1. „Was wir wollen !“ vom 9. November 1918. Bereits bei der ersten in
diesem Flugblatt aufgestellten Forderung handelt es sich um ein No-
vum, das nicht dem sozialdemokratischen Parteiprogramm, sondern
dem Zeitgeist entspringt. Nachdem nämlich festgestellt worden ist,
dass nun auch in Flensburg die Macht in den Händen des ASR liegt,
wird gefordert, dass

„diese Macht befestigt und später, wenn der Friede eingetreten
ist, unbeschnitten in die Hand einer von freien deutschen Volksbür-
gern gewählten, republikanischen Regierung gelegt werden kann“.96

Findet man im Erfurter Programm zwar den Ruf nach allgemei-
nem, gleichem, direkten und geheimen Wahlrecht für alle Reichsan-
gehörigen, also Männern und Frauen, so spricht dieses doch nicht
explizit von einer Republik, mithin der Abschaffung der Monar-
chie.97 Dieser Gedanke, der in der revolutionären Bewegung von
Kiel schon von Anfang an laut wurde, wird nun vom Flensburger
ASR übernommen.98

Als Nächstes entwirft der ASR, wie es auch dem Titel des Flug-
blattes entspricht, einen Forderungskatalog, in dem er eintritt

„für Freiheit, Gleichheit und Recht,
für Ordnung und Ruhe,
für Verwirklichung des sozialdemokratischen Programmes, wel-
ches auch dem neuen freien deutschen Volke die notwendige Ell-
bogenfreiheit im Wilsonschen Völkerbund gewährt,
für gute kommunale ortliche [sic] wirtschaftliche Maßnahmen,
gegen ungerechte Behandlung von Arbeitern, Soldaten und Bür-
gern,
gegen ungerechte Verteilung der Lebensmittel und
gegen wucherisches Treiben in Händlerkreisen.“

95 Vgl. 125 Jahre SPD in Flensburg,
S. 309.
96 Alle in diesem Punkt zitierten Passa-
gen stammen, soweit nicht anders ausge-
zeichnet, dem Anhang 2.
97 Vgl. Kleine Geschichte der SPD,
S. 335.
98 Vgl. Dähnhardt, S. 71.
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Wenn man diese Punkte nun im Einzelnen analysiert, fällt zuerst die
psychologisch geschickte Aufteilung auf, indem zuerst vier Punkte
genannt werden, „für“ die man eintritt und erst dann drei Punkte
kommen, „gegen“ die man sich bekennt. Vielleicht nur eine Mar-
ginalie zeigt dieser Aufbau doch deutlich, dass man sich in der Öf-
fentlichkeit als positiver Schaffer neuer Verhältnisse und nicht als
negativer Zerstörer alter Zustände gerieren möchte. 

Der erste Punkt bezieht sich nun wiederum auf einen Rechts-
staat, in dem die Klassenzugehörigkeit keinen Einfluss auf den
Rechtsstatus und die Wahlmöglichkeiten des Individuums hat. 

Der nächste Punkt zeigt deutlich, dass dem ASR an einer bluti-
gen Revolution wenig gelegen ist, was auch die Maßnahmen der er-
sten Tage deutlich machen. Es wurde weniger versucht, eine Staats-
umwälzung mit Hilfe von Gewalt und Blutvergießen zu inszenieren,
als vielmehr eigene Ziele, wie revolutionär sie auch immer sein
mochten, in aller Ruhe und auf dem Boden des Rechts umzusetzen. 

Der dritte Punkt ist interessant, da er einerseits ein klares Be-
kenntnis zum sozialdemokratischen Programm von 1891 enthält,
sich andererseits aber direkt auf „Wilsons 14 Punkte“99 bezieht und
hier insbesondere auf den letzten, der die Schaffung eines Völker-
bunds fordert. Weder die Friedensbedingungen kennend noch den
Versailler Friedensertrag vorausahnend, geht der ASR wie selbstver-
ständlich von einer gleichberechtigten Rolle Deutschlands in diesem
noch zu schaffenden Völkerbund aus und sieht das eigene Land dar-
über hinaus auch in einer gewissen Position der Stärke, was der Ter-
minus „Ellbogenfreiheit“ doch relativ deutlich macht. Analog zur
SPD Kurt Schumachers nach dem Zweiten Weltkrieg hält sich die
Sozialdemokratie von 1918 als neuer Träger der Macht in Deutsch-
land für unschuldig an den unter einer autoritären Herrschaft began-
genen Untaten und Verbrechen und möchte nach deren Sturz, selbst
makellos geblieben, neu beginnen und die Vergangenheit quasi aus-
löschen. Und diese Auffassung wird an einer späteren Stelle des
Flugblattes auch offensiv vertreten:

„Wir tragen nicht die Schuld, wenn wir Deutsche trotz unserer
hervorragenden kriegstechnischen Leistungen durch eine forzierte
Friedensbewegung schlecht bei der Bilanz dieses Krieges abschnei-
den. Diese Schuld tragen vielmehr unsere Kriegsstrategen, welche
es nicht lassen konnten ihre Nase in die Politik zu stecken, statt bei
ihren Leisten zu bleiben. Diese Schuld trägt ferner die nunmehr
wohl endgültig zu Grabe getragene Autokratie, welche es, trotz der
langen Dauer des Krieges nie verstand, eine prägnante Mobilma-
chung aller wirtschaftlichen Kräfte zu organisieren.“

Der ASR nutzt diesen Passus, um nochmal gegen Kaiser und
Oberste Heeresleitung zu schießen, bekennt sich aber gleichzeitig
zum Vaterland und den eigenen Soldaten. Auch wird darauf hinge-
wiesen, dass die Räte bzw. die Sozialdemokraten keineswegs die
„Novemberverbrecher“ seien, auch wenn dieser Terminus an dieser
Stelle anachronistisch ist, als welche sie in manchen Augen bereits
jetzt erscheinen.100

99 Wilsons 14 Punkte findet man unter:
http://www.dhm.de/lemo/html/doku-
mente/14punkte/index.html 
100 Vgl. Bues.
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Die nächsten beiden Punkte lassen sich zusammenfassen, inso-
fern als durch weise wirtschaftliche Entscheidungen vor Ort auch
die Werktätigen von diesen Entscheidungen profitieren würden. Be-
mer-kenswert ist allerdings, dass an dieser Stelle auch Position ge-
gen eine ungerechte Behandlung von Bürgern bezogen wird, doch
lässt sich das wahrscheinlich mit den Bevölkerungsverhältnissen in
Flensburg erklären, in denen das Bürgertum eine bedeutende Rolle
spielte. Es sollte mit diesem Flugblatt nicht vor den Kopf gestoßen
werden. 

Die letzten beiden Punkte des Forderungskatalogs sind eher
pragmatischer Natur, da die Lebensmittelfrage zu Beginn der Revo-
lution eine der drängendsten war und die Verhältnisse es schlechter-
dings erforderten gegen hamsternde und wuchernde Personen vor-
zugehen. Wie oben bereits erwähnt, kam der ASR dem durch ver-
stärkte Kontrollen der Polizei und der Umstellung der Lebensmittel-
verteilung auf Markenwirtschaft sehr schnell nach. Doch wird auch
dieser heikle Punkt von den Verfassern des Flugblattes politisch auf-
geladen, indem die Arbeitgeber, Bürger, Staats- und Kommunalbe-
amten „möglichst im friedlichen Sinne“ aufgefordert werden 

„uns ihre Produktionsmittel, ihr Wissen und ihre Erfahrung zur
Verfügung zu stellen, um im gemeinsamen Handeln rasch die wirt-
schaftlichen Zustände zu bessern und vor allem die Ernährungs-
schwierigkeiten zu überwinden.“

Es ist nahezu unvorstellbar, dass die Enteignung der Produkti-
onsmittel, der im Erfurter Programm immerhin ein beträchtlicher
Platz eingeräumt wird101, keinen Eingang in dieses Flugblatt gefun-
den hätte; ob es an dieser konkreten Stelle nun einen Sinn ergibt
oder nicht.

Um der wirtschaftlichen Not nun adäquat begegnen zu können
und in dem Bewusstsein, dass der ASR dieses Unterfangen aus eige-
ner Kraft nicht würde meistern können, wird in dem Flugblatt dann
auch der Ausgleich mit allen nichtproletarischen Schichten gesucht:
„Doch wir müssen bei Verwirklichung unserer Maßnahmen auf die
Hilfe aller Klassen, aller Stände und aller Organe rechnen.“ Es folgt
eine Liste von Leitsätzen, die sowohl „Industrie- und Landbevölke-
rung“ umsetzen müssten, um die wirtschaftliche Not, so gut es eben
ginge, zu lindern.

Die letzten vier Absätze des Flugblattes nun sind von besonderer
Bedeutung, wenn man etwas über das Selbstverständnis der Sozial-
demokraten (nicht nur) in Flensburg erfahren will. Es wird nämlich
hoffnungslos lamentiert und gegen die rückständige bürgerliche Ge-
sellschaft polemisiert:

„Es würde nun durchaus keine Schwierigkeiten bereiten, die obi-
gen Leitsätze umfassend in einer sozialistischen Gesellschaft durch-
zuführen, aber in der heutigen bürgerlichen Gesellschaft wird noch
oft auf die Interessen der um ihr Eigentum und ihren Gewinn be-
sorgten besitzenden Klassen gestoßen werden.“

In der Sozialpsychologie bezeichnet man ein solches Verhalten
als self-handicapping. Noch bevor man eine Handlung vollzieht,

Rechte Seite: Anfang der Veröffentlichung
des ASR aus der FNZ vom 20. November
1918. In dieser nur mit „Der Flensburger
Arbeiter- und Soldatenrat“ unterzeichneten
Mitteilung reagierte der ASR auf die mitt-
lerweile veränderte Stimmung in der Flens-
burger Bevölkerung und versuchte die
Rechtmäßigkeit ihrer Maßnahmen zu beto-
nen. Aus: StA Flensburg IV D 172.

101 Vgl. Kleine Geschichte der SPD,
S. 334f.
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sucht man nach möglichen Erklärungen für ein Scheitern derselben,
um dann diesem Umstand die Schuld für das Misslingen geben zu
können und diese nicht etwa bei sich selber suchen zu müssen. Und
genau dieses Phänomen ist an dieser Stelle ersichtlich. Mit dem
Konjunktiv verdeutlichen die Verfasser, dass es die sozialistische
Gesellschaft ja eben nicht gebe und das ein etwaiges Scheitern der
vom ASR angedachten Maßnahmen mithin auf diesen Missstand
zurückzuführen sei. Aber auch die verpassten Chancen der Vergan-
genheit werden lautstark beklagt, in einem Atemzug mit den nun vor
dem ASR stehenden Schwierigkeiten:

„Wenn nun auch dieser Krieg in der besten Weise gezeigt hat,
daß es in einer Zeit des Friedens und der wirtschaftlichen Blüte
durchaus keine Schwierigkeiten gemacht hätte, Grund und Boden
und Produktionsmittel in gesellschaftliches Eigentum umzuwan-
deln, so muß dagegen in einer Zeit des Völkermordens und absoluter
wirtschaftlicher Armut sehr vorsichtig und überlegt vorgegangen
werden, wenn durch Enteignung wirtschaftliche Vorteile für die All-
gemeinheit geschaffen werden sollen.“

Trotz allem aber tritt der ASR sogar an dieser Stelle bedächtig
und zurückhaltend auf, verlangt also aus seiner Machtposition her-
aus nicht etwa die sofortige Expropriierung unter allen Umständen.
Vielmehr ist auch dieses Zitat als sozialpsychologische Erklärung zu
verstehen, etwa nach dem Motto: Damals wäre es gegangen, aber
wir durften nicht – heute könnten wir, aber es geht nicht mehr. Mit-
hin ebenfalls eine Entschuldigung für das eigene Verhalten, das of-
fensichtlich den eigenen Ansprüchen nicht genügt, denn immerhin
verteidigt der ASR sich, ohne dazu aufgefordert worden zu sein.

Einen Spagat zwischen martialischer Rhetorik und Anbiede-
rungsversuchen stellen die abschließenden beiden Absätze des Flug-
blattes dar. Einerseits wird nämlich kämpferisch verkündet, dass der
ASR 

„falls es Not tut, auch vor Enteignungen von Grund und Boden
und Produktionsmitteln nicht zurückschrecken [wird], dort, wo ab-
sichtlich gegen die von uns für die Schaffung besserer Zustände er-
forderlich gehaltenen Grundsätze verstoßen wird.“

Enteignung an dieser Stelle also schon nicht mehr aus Ideologie,
sondern als Strafmaßnahme gegen aufbegehrende Bürgerliche, de-
ren Schulterschluss aber gleichzeitig mit viel Pathos gesucht wird:

„Wir hoffen aber bestimmt, daß unser Apell [sic] an alle Klassen,
Stände, und Organe zur Mitarbeit Nachhall finden wird, damit nach
Erlangen des Friedens die Schrecken und Nöte des Krieges schnell
überwunden werden und wir einer blühenden Zukunft entgegen ge-
hen.“

Zusammenfassend lässt sich also von „Was wir wollen!“, das
von Diez, Kühne und Simon unterzeichnet wurde, sagen, dass die
Flensburger Sozialdemokratie bereits zu diesem frühen Zeitpunkt
die Führung innerhalb des ASR offensichtlich an sich gerissen hatte,
da wir in dem Flugblatt viel sozialdemokratische Programmatik,
aber überhaupt keine Soldatenbelange mehr finden. Auch wird deut-
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lich, dass zwar martialische Expropriierungsrhetorik gewagt, gleich-
zeitig aber eine Zusammenarbeit mit den Bürgerlichen, wiewohl un-
ter sozialdemokratischer Führung, gesucht wird. 

Radikal in seinen Forderungen ist dieses Flugblatt trotz seiner
zeitweiligen rhetorischen Ausbrüche aber zu keinem Zeitpunkt zu
nennen, denn es tritt ein für allgemeine, freie, gleiche, geheime
Wahlen und versucht nicht etwa den Rätestaat zu propagieren. Diese
Haltung wird in der nun folgenden Analyse allerdings noch deutli-
cher.

4.2. Veröffentlichung des ASR aus der FNZ vom 20. November 1918. Wieder-
um beginnt die Verlautbarung zukunftsweisend, da die Republik für
die gesamte SPD erst im Heidelberger Programm von 1925 als
„günstigste[r] Boden für den Befreiungskampf der Arbeiterklasse
und damit für die Verwirklichung des Sozialismus“102 programma-
tisch festgehalten wird, mit der Forderung nach einer „freien deut-
schen Volksrepublik“103, die allein „in der neuen Welt die Existenz
im friedlichen Zusammenleben mit den anderen Völkern sichern“
kann. Auch diese Friedensrhetorik finden wir später im Heidelberger
Programm wieder.104 Bevor also auf die Umstände in Flensburg ein-
gegangen wird, sei hier erst einmal Weltpolitik skizziert. Folglich
wird die Novemberrevolution als ein weltpolitisches Ereignis gese-
hen, als „eine Weltrevolution, eine Sintflut, die mit elementarer
Macht über die Günstlings- und Gewaltherrschaft des alten Systems
hereingebrochen ist und diese […] in wenigen Tagen hinweggefegt
hat.“ 

Neben all der schönen Rechtfertigungsrhetorik hat die Veröffent-
lichung vom 20. November allerdings auch ein konkretes, auf Flens-
burg gemünztes Ziel, nämlich die Rechtfertigung und die Verteidi-
gung des ASR gegen die von bürgerlicher Seite zahlreicher werden-
den Angriffe gegen dessen Alleinherrschaft.105 Darum verweisen die
Verfasser auch nochmals explizit darauf, in welch geordneter Form
sich die Revolution in Flensburg vollzogen hat und auch weiterhin
ablaufen soll: „Wir wollen nicht eine Herrschaft der Gewalt sondern
des Rechts und der Gerechtigkeit begründen.“ 

Nicht länger auf sozialistischen Ideen sollte ein zukünftiger Staat
fußen, sondern nur noch auf dem Recht:

„Deshalb haben wir heute eine vorläufige Organisation, den Ar-
beiter- und Soldatenrat, geschaffen, mit der Aufgabe, den früheren
Gewalten gegenüber die Herrschaft des Rechts zu sichern. Die alte
Gewalt musste stürzen, damit das neu geborene Recht an seine Stel-
le treten konnte.“

Die Bezeichnung des ASR als „vorläufig“ zeigt deutlich, dass in
Flensburg ein Rätestaat niemals angestrebt worden ist, die Räte also
lediglich Instrument zum Sturz der Monarchie und zur Herbei-
führung einer neuen Gerechtigkeit sein sollten. Nur wenige Zeilen
später wird diese Haltung auch ohne Umschweife ausgedrückt:

„An dem Tage, an dem wir gesicherte Gewähr haben für die
künftige Herrschaft des Rechts im deutschen Volksstaate und allen

102 Kleine Geschichte der SPD, S. 363.
103 Alle in diesem Punkt zitierten Passa-
gen stammen, soweit nicht anders ver-
merkt, aus: FNZ, 20.11.1918.
104 Vgl. Kleine Geschichte der SPD,
S. 366f.
105 Die Veröffentlichung fand auch im
Flensburger Rathaus hohe Aufmerksam-
keit. So wurde der Artikel ausgeschnitten,
in die Akten geklebt und die für die bürger-
lichen Forderungen wichtigen Passagen
mit rotem Stift unterstrichen, 
vgl. StA C II 0171.
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seinen Einrichtungen wird der Arbeiter und Soldatenrat seine Herr-
schaft niederlegen.“ 

Und auch einer zweiten radikalen Forderung, die die November-
revolution mit der russischen Oktoberrevolution von 1917 in Verbin-
dung bringen würde, wird eine deutliche Absage erteilt; die „Dikta-
tur des Proletariats“ wird verworfen und zwar nicht nur für Deutsch-
land, sondern weltweit:

„Unsinn und Wahnsinn wäre es, einen Rechtsfrieden der Welt zu
wollen und andererseits die Diktatur der einzelnen Volksklassen der
Staaten zu verewigen. Dies würde von neuem der Gewalt fruchtba-
ren Boden schaffen und dagegen verwahren wir uns mit allen uns zu
Gebote stehenden Mitteln. Nur überall das Recht.“

Da eine solche Diktatur den Frieden zwischen den Völkern er-
schweren, ja sogar unmöglich machen würde, lehnt der ASR diese
rundheraus ab. Doch geht seine Ablehnung noch weiter, da auch eine
ätzende Bemerkung über die russischen Verhältnisse, mit denen
auch manch deutscher Historiker ein Gros der deutschen Arbeiter-
und Soldatenräte gerne in Verbindung bringen würde, und besonders
den Bolschewismus nicht fehlt, wenn über die Beteiligung der ein-
zelnen Klassen am Aufbau eines neuen Staates gesprochen wird:

„Nicht Terror und Gewalt, wie sie der Bolschewismus hat, sollen
unsere Mitarbeiter sein, sondern wir wollen und brauchen die Mit-
arbeit aller Volksgenossen ohne Ausnahme.“

Um den obigen Aussagen nochmals Nachdruck zu verleihen, be-
zieht der ASR auch noch an einer zweiten Stelle innerhalb dieser
Veröffentlichung zu seiner eigenen Position und seinen Aufgaben
Stellung:

„Wenn aus dem gleichen, direkten und geheimen Wahlrecht aller
mündigen Männer und Frauen sich der Reichstag als Nationalver-
sammlung konstituiert hat, wenn ferner Staat und Gemeinde auf-
grund desselben Wahlrechts wie zum Reichstag, Vertretungen ge-
schaffen sind, die allen Bevölkerungsklassen die Möglichkeit zur
Mitarbeit sichert, wird der Arbeiter- und Soldatenrat gerne zurück-
treten.“

Zwar werden die vom ASR vorgebrachten Forderungen in einem
weit konzilianteren Ton vorgebracht als das etwa im „Was wir wol-
len!“-Flugblatt der Fall ist, doch sind sie in ihrer Aussage nicht min-
der deutlich. Der ASR lässt nochmals seine Bereitschaft abzutreten
erkennen, doch fordert er dafür die Verwirklichung eines der Kern-
punkte des Erfurter Programms: Auch Frauen sollten in Zukunft
wählen dürfen und zusätzlich noch sollte das Zensuswahlrecht in
jedweder Form und endgültig abgeschafft werden.

Vergleicht man die beiden Veröffentlichungen miteinander, so
unterscheiden diese sich doch deutlich in Stil und Duktus, so dass
davon ausgegangen werden kann, dass sie nicht vom gleichen Ver-
fasser stammen. Insbesondere die Betonung des „Rechts“ und die
Abkehr vom Sozialismus sind in der zweiten analysierten Verlautba-
rung mehr als augenfällig. 
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Eine Erklärung für diese Veränderungen muss ob der Quellenla-
ge Spekulation bleiben, doch wären die seit dem Beginn der Revolu-
tion erheblich veränderten Umstände vor Ort, die in einer stetig
wachsenden Anfeindung durch die bürgerlichen Kräfte und das Er-
kennen der eigenen Schwäche bei der Durchsetzung von Reformen
ohne die Hilfe eben dieser Bürgerlichen in der Verwaltung offenbar
wurden, eine mögliche Begründung.

Trotz aller Unterschiede wird aber aus beiden hier behandelten
Veröffentlichungen deutlich, dass der Flensburger ASR, die Instituti-
on der Räte keinesfalls als Instrument zur Durchsetzung einer so-
zialistischen Revolution, die in der Diktatur des Proletariats gipfeln
würde, sah, sondern vielmehr getreu auf dem Boden des sozialde-
mokratischen Programmes agierte und seine wichtigsten Anliegen,
neben der Besserbehandlung der Arbeiterschaft, beispielsweise
durch den Acht-Stunden-Tag, die Schaffung einer Nationalver-
sammlung und die endgültige Abschaffung des preußischen Drei-
klassenwahlrechts waren, was den im Zwischenfazit gezogenen
Schluss stärkt. 

Die sozialistische, teilweise martialisch anmutende Enteignungs-
rhetorik muss als „warme Luft“ abgetan werden, da es in Flensburg
zu keinem Zeitpunkt zu irgendeinem Expropriierungsvorgang kam.

5. Der Umgang mit der eigenen Historien-Erinnerungskultur in Flensburg anhand
der Novemberrevolution und des Arbeiter- und Soldatenrates. Auf dem Weg
zum neuen Flensburger Rathaus fährt man am Hafen vorbei auf die
Friedrich-Ebert-Straße und passiert zur Rechten die Dr.-Todsen-
Straße. 

Überall im Stadtzentrum begegnen einem somit Namen und Er-
innerungen an die Weimarer Zeit und im Falle von Oberbürgermeis-
ter Todsen sogar Erinnerungen, die bis ins Kaiserreich zurückrei-
chen. Wenn man den Blick aber auf die Novemberrevolution von
1918 und den daraus hervorgegangenen ASR richtet, bleiben die Re-
miniszenzen im Stadtbild aus. 

Wäre diese Tatsache vielleicht noch zu entschuldigen, findet
man bei einer eingehenderen Recherche aber auch kaum andere öf-
fentliche Erinnerungen an diese wichtige und bewegte Zeit. 

Da die Novemberrevolution aber nicht nur ein wichtiges Ereignis
in der deutschen Geschichte war, sondern ebenso für Flensburg, und
der dort ansässige ASR in manchen Bereichen sogar Vorreiter dieser
Bewegung war, verwundert es doch, dass man offenbar schon bald
nach 1919 begonnen hat, diesen fast völlig zu vergessen.

Bereits im „Verwaltungsbericht der Stadt Flensburg 1911-1926“,
der vom Flensburger Magistrat 1929 herausgegeben wurde, findet
sich auf über 800 Seiten lediglich eine einzige kleine Erwähnung
des ASR:
„VI. Festlichkeiten und sonstige allgemein bemerkenswerte Ereig-
nisse […]
2. Politische und wirtschaftliche Ereignisse […]
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1918: Bildung eines Arbeiter- und Soldatenrates. Dem Oberbürger-
meister wird ein Beigeordneter beigegeben.“106

Unter dem ersten Punkt des Kapitels VI., „Ereignisse innerhalb
der städtischen Verwaltung“, wird der ASR mit keiner Silbe er-
wähnt. Lässt sich daraus nicht der Schluss ziehen, dass der ASR und
mit ihm der Beigeordnete Waldemar Sörensen in den Augen des
Flensburger Magistrates niemals zur Verwaltung gehört hatte? Die
Frage muss wohl mit einem klaren Ja beantwortet werden, da man
aus dem Verwaltungsbericht den Eindruck bekommen könnte, dass
der Flensburger ASR nicht nur ein temporäres Randereignis war,
sondern auch dessen Maßnahmen und Entschlüsse nicht erwähnens-
wert erschienen.

Gedenktage und Veranstaltungen zu Jahrestagen blieben in der
Öffentlichkeit vollkommen aus. Lediglich der um das Jahr 1930 von
Hugo Hellwig und Peter Michelsen verfasste Bericht lässt den
Schluss zu, dass zumindest die Protagonisten auf sozialdemokrati-
scher Seite die Ereignisse nicht gänzlich vergessen haben. Doch
wurde dieser erst im Jahre 1978 erstmals publiziert.107

Die einzige echte öffentliche Reminiszenz an die Flensburger Er-
eignisse vom November 1918 schuf der Flensburger Studienassessor
Dieter Pust in einem Artikel für das aus den nationalkonservativen
Flensburger Nachrichten hervorgegangene Flensburger Tageblatt am
7. November 1968. Unter der Rubrik „Vor 50 Jahren“ veröffentlichte
er einen Artikel unter der Überschrift „Als Arbeiter und Soldaten in
Flensburg die Macht übernahmen“108, der inhaltlich zwischen boule-
vardesker Belanglosigkeit und klarer, dem Blatt gemäßer politischer
Stellungnahme schwankt. 

Zwar schildert Pust anfangs noch neutral die Ausgangssituation
und die Vorgänge des 7. November 1918, doch berichtet er, sobald
der Fokus auf die Arbeit des ASR gerichtet wird, nur von Belanglo-
sigkeiten wie dem ob des Energiemangels verhängten Tanzverbot
und den zum freien Verkauf angebotenen Logenplätze im Flensbur-
ger Theater, die bisher für die Mitglieder des Magistrates reserviert
waren. Liest man als Uneingeweihter den Text, bekommt man den
Eindruck, der Flensburger ASR sei eine Veranstaltung von unvermö-
genden Tölpeln gewesen, die es sich zur Aufgabe gemacht hatten,
sinnlose Anordnungen zu treffen und ebenso sinnlos Geld auszuge-
ben, denn Pust nennt detailliert die Kosten für die Revolution109, um
danach aus Leserbriefen der Flensburger Nachrichten zu zitieren, in
denen Bürgerliche ihre Schmähreden wider den ASR und seine
Maßnahmen hielten. Man bekommt also nicht nur den Eindruck,
Unfähige wären im ASR am Werk gewesen, vielmehr werden einem
dafür sogar noch Argumente von bürgerlicher Seite geliefert. 

In einem eigenen Abschnitt geht Pust auf die Farben der Revolu-
tion ein und betont, dass diese 1918 noch keineswegs Schwarz-Rot-
Gold waren, sondern lediglich Rot. Eine aus heutiger Sicht schein-
bar beiläufige Bemerkung, die in einer politisch eher rechts stehen-
den Zeitung im Jahre 1968 zu Zeiten des Kalten Krieg und der gera-
de aufgekommenen Studentenbewegung, die in Teilen ebenfalls die

106 Verwaltungsbericht, S. 106.
107 Vgl. 125 Jahre SPD in Flensburg,
S. 58, Anm. 11.
108 FT, 7.11.1918.
109 Pust beziffert die Zahl auf
41 416,48 Mark.
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Rote Fahne für sich beanspruchte und von konservativer Seite dafür
als kommunistisch gebrandmarkt wurde, durchaus für eine Distan-
zierung und Ablehnung sorgen kann, wenn nicht sogar soll. 

Auffällig ist auch, dass in einem Artikel, der laut Überschrift den
ASR zum Inhalt hat, fast die Hälfte des Raumes den Positionen der
Bürgerlichen gewidmet ist:

„Die Bürgerlichen – an ihrer Spitze Justizrat Dr. W. Löhmann –
verfolgten das Ziel, aus ihren Räten und dem ASR eine gemeinsa-
me Organisation zu bilden: den Volksrat. In diesem Volksrat hätten
die Revolutionäre nicht mehr die entscheidende Rolle spielen kön-
nen; daher lehnte der ASR die Bildung des Volksrates ab. Diez er-
klärte: ‘Das Heft behalten wir natürlich in der Hand!’ So wurde den
Vertretern der Bürgerschaft im ASR keine beschließende, sondern
nur eine ‘beratende’ Stimme zuerkannt.“110

In obigem Zitat bewegt sich Pust am Rande der Geschichtsklitte-
rung, denn wir müssen uns fragen, warum in einem so genannten
Volksrat die „Revolutionäre“ nicht mehr die entscheidende Rolle
hätten spielen können. Bei den Reichstagswahlen von 1912 hatte die
SPD in Flensburg-Stadt die absolute Mehrheit geholt und auch rein

Waldemar Sörensen, um 1870 geboren,
war zu Anfang des 20. Jahrhunderts
Schriftsetzer bei der „Flensborg Avis“,
während der Revolution Geschäftsführer
der Flensburger Volkszeitung, ab 1910 so-
zialdemokratischer Stadtverordneter und
letztlich Fraktionsvorsitzender, von No-
vember 1918 bis Mai 1919 Beigeordneter
des Bürgermeisters. Sörensen, der aus ei-
ner dänischen Familie stammte, überwarf
sich während der Abstimmungszeit mit der
Flensburger SPD, da diese ihm zu einseitig
für Deutschland und gegen Dänemark pole-
misierte. Aus: 125 Jahre SPD in Flensburg,
S. 44. Original in der Dansk Centralbiblio-
thek Flensborg.

110 FT, 7.11.1968.
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zahlenmäßig waren Arbeiterschaft und Soldaten den Bürgerlichen
1918 überlegen. Anstatt das Entgegenkommen des ASR, der den
Bürgerlichen drei beratende Stimmen zugestand, positiv zu bewer-
ten, versucht Pust die Rolle der Bürgerlichen übers Maß aufzublasen
und den ASR auch mit dem Ausruf von Diez als undemokratisch zu
diffamieren. 

Die einzige öffentliche Erinnerung der Flensburger an ihren ASR
ist also aus bürgerlicher Perspektive verfälscht und wirkt geradezu
entstellend.111 Pusts Sympathie gehört definitiv den Bürgerlichen
und daraus macht er in seinem Artikel auch kein Hehl. Vielleicht
wäre es besser gewesen, wenn auch dieser Artikel ungeschrieben ge-
blieben wäre, da er erstens einem Historiker nicht gut zu Gesicht
steht und zweitens lediglich ein Zerrbild der Ereignisse bietet.

Woran nun kann es liegen, dass dem Flensburger ASR in den Re-
miniszenzen, wenn er denn überhaupt berücksichtigt wird, so wenig
Sympathie entgegenschlägt? 

Zwar lässt sich auch diese Frage nicht abschließend beantwor-
ten, doch wird aus den Akten der Flensburger Verwaltung und den
Leserbriefen, die im Laufe der ersten Jahreshälfte 1919 in der Flens-
burger Presse veröffentlicht wurden, klar, dass spätestens nach den
Wahlen zur Nationalversammlung vom 19. Januar 1919 und zum
Flensburger Stadtparlament vom 2. März 1919 kaum noch einer der
Flensburger verstand, warum am 22. Februar 1919 erstens ein neuer
Arbeiterrat gebildet wurde, der auch weiterhin Macht für sich bean-
spruchte, aber de facto nichts mehr mit dem revolutionären ASR
vom 7. November 1918 zu tun hatte, und warum zweitens der Posten
des Beigeordneten des Bürgermeisters nach den Wahlen weiterhin
aufrecht erhalten wurde.112

Dass der sich demokratisch gerierende Arbeiterrat nicht von der
Macht lassen konnte, als seine Ziele erreicht waren, obwohl er sich,
wie oben gezeigt, in seinen Veröffentlichungen dazu bekannte,
könnte ihm in seiner öffentlichen Wahrnehmung, zumal von bürger-
licher Seite, endgültig zum Verhängnis geworden sein. 

Wenn auch die Ablehnung, auf die dieser in der Erinnerungs-
kultur stößt, nicht monokausal erklärt werden kann, wäre dieses
doch ein plausibler Grund, gerade, wenn der am 22. Februar 1919
gegründete Arbeiterrat fälschlicherweise als Fortführung des am
19. Februar aufgelösten ASR gesehen wird.

6. Zusammenfassung und Schlussbetrachtung. Nachdem die Ereignisge-
schichte, die Veröffentlichungen des ASR und der Umgang der
Flensburger mit den historischen Ereignissen des Winters von
1918/19 eingehend analysiert und ausgewertet worden sind, ist es
nun an der Zeit, die Ergebnisse dieser Untersuchung noch einmal
zusammenzufassen.
1. Ohne die Militärangehörigen wäre die Revolution in Flensburg

niemals ausgebrochen, da sie bis zum 7. November 1918 quasi al-
leiniger Träger der Revolution waren und auch als Erste sowohl
einen Soldatenrat der Matrosen als auch der Infanteristen gebildet

111 Dass Pust auch in neutraler Art und
Weise über die Novemberrevolution spre-
chen kann, beweist er immerhin in seinen
Forschungen, die ja auch für diese Arbeit
Verwendung fanden. 
112 Vgl. StA C II 0171.
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hatten, während die lokale SPD noch in der Zuschauerposition
verharrte. Mithin kann für Flensburg nicht von einer sozialisti-
schen Revolution gesprochen werden.

2. Die Flensburger SPD war bis zum 7. November äußerst zöger-
lich, zudem noch vollkommen unvorbereitet und, wie die Ein-
blicke, die Hellwig und Michelsen uns in das Denken der Flens-
burger Parteioberen gewähren, zeigen, von sich aus zu einer Um-
wälzung der politischen Verhältnisse nicht bereit. Dazu muss ge-
sagt werde, dass sie ob der fehlenden radikalsozialistischen Kräf-
te in Flensburg den Luxus hatte, sich über derartige Umsturzbe-
strebungen keinerlei Gedanken machen zu müssen, dieses dann
aber auch konsequent von der eigenen politischen Agenda strich
und in unkritischem Patriotismus verharrte.

3. Der Flensburger ASR war, obwohl Vorbild und Berater für viele
andere Räte in der nord- und südschleswigschen Region und dar-
über hinaus, wie die Räteversammlung in Neumünster zeigte, in
Schleswig-Holstein durchaus anerkannt, in der eigenen Heimat-
stadt so schwach, dass er es nicht einmal schaffte, sich gegen die
eigene Stadtverwaltung in jedem Punkt durchzusetzen und dieser
laufend Konzessionen machen musste. Es fehlte dem ASR offen-
sichtlich an Durchsetzungskraft, vielleicht sogar an den Möglich-
keiten, gegen den Willen der Verwaltung bestimmte Positionen
durchzusetzen.

4. Fest auf dem programmatischen Boden der MSPD stehend, be-
stand zu keiner Zeit die Gefahr, dass in Flensburg das Rätesystem
als Dauerlösung eingerichtet werden würde. Erstens waren der
ASR und sein Exekutivkomitee einfach zu schwach und zweitens
wurde der Rat von den Militärangehörigen von Beginn an nicht
als Selbstzweck, sondern lediglich als Instrument zur Durchset-
zung eigener, unpolitischer Ziele gesehen, woraus auch der Ap-
pell der Soldatenräte zur baldigen Wahl einer Konstituanten re-
sultierte. Darüber hinaus wäre wohl auch der Widerstand von bür-
gerlicher Seite in Flensburg einfach zu groß gewesen.

5. Obgleich in manchen Veröffentlichungen durchaus Klassen-
kampfrhetorik zu finden ist, war der Flensburger ASR von Beginn
an um den Ausgleich mit den bürgerlichen Kräften Flensburgs
bemüht, schon, um die dringlichsten Maßnahmen, wie etwa die
Ernährungsfrage, überhaupt bewältigen zu können.

6. Der Flensburger ASR und die Novemberrevolution wurden von
der eigenen Bevölkerung schon zu Zeiten der Weimarer Republik
offensichtlich vergessen und fanden im öffentlichen Andenken
nicht statt. Dass Revolution und ASR zum fünfzigsten Jahrestag
auf eine eher unwürdige Weise gedacht wurde, ist dem Umstand
geschuldet, dass die einzige Zeitung, die im Jahre 1968 überlebt
hatte, das aus den nationalkonservativen Flensburger Nachrichten
hervorgegangene Flensburger Tageblatt war. Hätte es zum Bei-
spiel noch die sozialdemokratische „Deutsche Stimme“ gegeben,
hätte man zur bürgerlichen Darstellung zumindest einen Kontra-
punkt gehabt, der, auch wenn wahrscheinlich ebenso politisch ge-
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färbt, zu einem kritischeren und historisch richtigeren Bild in der
Öffentlichkeit hätte führen können.

Sollte man die Revolution und die Arbeit des Flensburger ASR aber
nun abschließend als erfolgreich bezeichnen? Für ein Ja spricht,
dass die drängendsten Probleme der Anfangszeit, also sowohl die
Nahrungsmittel- und Kleidungsversorgung als auch das Herstellen
und die Aufrechterhaltung von Recht und Ordnung, souverän gemei-
stert worden sind. Zudem gelang es dem ASR, das sozialdemokrati-
sche Steckenpferd des Acht-Stunden-Tages in Flensburg bereits zu
einem sehr frühen Zeitpunkt durchzusetzen. Für ein Nein aber
spricht das Kontinuum, das der ASR mit der Übernahme sämtlicher
Verwaltungsbeamter, Magistratsmitglieder und auch der Person des
Oberbürgermeisters schaffte. Stadtparlament und Magistrat zum
Beispiel waren nicht nach einem Wahlrecht gewählt worden, das
übereinstimmend mit den sozialdemokratischen Forderungen gleich
genannt werden kann. Es hätte also durchaus die Möglichkeit gege-
ben, diese Institutionen als illegitim abzuschaffen, zumal sie sich ob
der bürgerlichen Mehrheit ja auch für die Monarchie und gegen die
Revolution aussprachen. Trotzdem aber wurden Stadtparlament und
Magistrat ohne jedwede Änderung übernommen und diesen wurde
lediglich der neu eingerichtete Beigeordnete des Oberbürgermei-
sters, dem es ja oblag, ein Auge auf die Verwaltungsgeschäfte und
die Beamten und Angestellten zu werfen, entgegengesetzt. In die-
sem Punkte müssen wir uns also fragen, ob es sich konkret für
Flensburg überhaupt um eine vollendete Revolution gehandelt hat.

Abschließend muss noch erwähnt werden, dass die deutsch-däni-
sche Frage, die für Flensburg, das in der II. Abstimmungszone gele-
gen war und nach dem Weltkrieg sowohl von deutscher als auch von
dänischer Seite heftig umworben wurde, eine bedeutende Rolle
spielte, in dieser Arbeit vollkommen vernachlässigt wurde, ob-
gleich das Problem des drohenden Verlustes Nordschleswigs und
auch die Umkämpftheit der eigenen Stadt von der Flensburger SPD
und auch dem ASR durchaus gesehen und für wichtig empfunden
wurde. 

Immerhin sorgte dieser Abstimmungskampf für heftige Mei-
nungsverschiedenheiten innerhalb des Flensburger Ortsvereins und
war letztlich auch dafür verantwortlich, dass Waldemar Sörensen im
Mai 1919 als Beige-ordneter des Bürgermeisters und darüber hinaus
aus allen öffentlichen und parteiinternen Ämtern zurücktrat.113
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